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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

1. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dem Generalsekretär der 
Dr. Czaja Vereinten Nationen, der durch die Resolution 

(CDU/CSU) 26/1982 von der 38. Session der Menschenrechts- 

kommission der Vereinten Nationen den Auftrag 
zur Erstellung einer Dokumentation über die 
menschenrechtliche Lage im Bereich der polnischen 
Militärdiktatur erhielt, im Rahmen ihrer von Ver- 
fassung wegen bestehenden Schutzpflicht ausrei- 
chendes Material über die Diskriminierung der deut- 
schen Staatsangehörigen in diesem Bereich, über 
ihre Zwangsassimilierung, die Unterdrückung ihrer 
kulturellen und nationalen Identität unter Verlet- 
zung von Artikel 27 des UN Menschenrechtspakts 
und der Behinderung ihrer Ausreisefreiheit und der 
Verletzung von Artikel 12 Abs. 2 des Menschen- 
rechtspakts übermitteln, damit dieses Material mit 
den Antworten der Volksrepubhk Polen auf der 
39. Session der Kommission erörtert werden kann? 

Antwort des Staatssekretärs von Staden 
vom 6. Juli 

Die Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen hat in der bei 
üirer 38. Tagung verabschiedeten Resolution 26/1982 — „Polen-Reso- 
lution“ — den VN-Generalsekretär (oder eine von ihm zu benennende 
Person) mit einer umfassenden Überpüfung der Menschenrechtslage in 
Polen beauftragt. Diese Untersuchung soll auf Informationen gestützt 
werden, die der Generalsekretär für relevant hält, darunter Stellungnah- 
men und Informationsmaterial, die die polnische Regierung zur Verfü- 
gung stellen möchte. Der Generalsekretär soll der Menschenrechtskom- 
mission auf ihrer 39. Tagung ( 1983) einen umfassenden Bericht vorlegen. 

In der Resolution wird die polnische Regierung zur Zusammenarbeit 
mit dem Generalsekretär oder der von ihm benannten Person aufgefor- 
dert. Die VN-Mitghedstaaten werden in diesem Zusammenhang nicht 
erwähnt. 

Nach den Verfahrensregeln der Vereinten Nationen hat es die Men- 
schenrechtskommission damit in das Ermessen des Generalsekretärs ge- 
stellt, welcher Informationsquellen er sich neben Auskünften der polni- 
schen Regierung bedienen und ob er bei der Durchführung der Unter- 
suchung die Hilfe der VN-Mitghedstaaten in Anspruch nehmen will, 
z. B. durch die Bitte um Vorlage amtlicher Dokumente und anderen 
Beweismaterials. 

Wenn der Generalsekretär in dieser Sache ein entsprechendes Ersuchen 
an die Bundesregierung richtet, wird diese entsprechend tätig werden. 


2. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dafür sorgen, daß sich 
Biehle bei den wirtschafthchen Beziehungen mit Rumä- 

(CDU/CSU) nien Kreditgewährungen, Bürgschaften usw. auch 

unter anderem an dem Entgegenkommen der ru- 
mänischen Regierung in humanitären Fragen für 
Deutsche (Famüienzusammenführung, Ausreise 
usw.) entsprechend der KSZE von Helsinki orien- 
tieren? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Lautenschlager 
vom 2. Juli 

Die Bundesregierung gibt keine Kredite an Rumänien. 

Bürgschaften werden zur Zeit nicht gewährt, da Rumänien eine Um- 
schuldung der staatlich verbürgten Handels- und Finanzkredite bean- 
tragt hat. 
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Bürgschaften sind ein Instrument der Handelsförderung, das sich lang- 
fristig finanziell selbst trägt. Sie werden nach wirtschaftlichen, in er- 
ster Linie risikopolitischen, Gesichtspunkten vergeben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Skarpelis- 

Sperk 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 2. Juli 

Der Bundesregierung ist das Projekt eines Ölkavernen Speichers im Ca- 
landamassiv bekannt. Sie hat mehrfach dazu berichtet, daß die Prüfung 
des Projekts durch die schweizerischen Behörden noch im Gange ist 
und der Untersuchungsbericht den übrigen Anliegerstaaten am Boden- 
see nach Abschluß der Prüfung in Aussicht gestellt worden ist. Mit der 
Übersendung des Berichts ist bis August/ September 1982 zu rechnen. 

Sollte die gründliche Prüfung des Berichts, die gemeinsam durch Ex- 
perten des Bundes und der Länder Baden-Württemberg und Bayern 
durchgeführt wird, nicht ergeben, daß Gefährdungen für den See sowie 
die Trinkwasserversorgung ausgeschlossen werden können, wird die 
deutsche Seite darauf drängen, daß eine Abklärung aller offenen Fragen 
im Rahmen der Internationalen Gewässerschutzkommission für den 
Bodensee herbeigeführt wird, bevor mit der Realisierung des Projekts 
begonnen wird. 


4. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Skarpelis- 

Sperk 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, in Anbetracht der 
Tatsache, daß die Felskavernen in der aktivsten Erd- 
bebenzone der Schweiz in klüftigem Gestein ange- 
legt werden sollen, bei der schweizerischen Bundes- 
behörde gegen diese Planung zu intervenieren? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die schweize- 
rische Gesellschaft für Lagerung flüssiger Treib- und 
Brennstoffe im Calandamassiv — 80 Küometer 
rheinaufwärts vom Bodensee entfernt — plant, 
riesige Felskavernen zur Lagerung von 400 Millio- 
nen Litern Heizöl anzulegen, wobei das eingelassene 
Öl auf einem „Kissen“ von eingesickertem Grund- 
wasser schwimmt, das Sickerwasser laufend abge- 
pumpt und nach Reinigung über das Grundwasser 
in den Rhein und damit in den Bodensee weiterge- 
leitet werden soll, und befürchtet sie nicht, daß die 
Trinkwasserversorgung für drei Millionen Menschen 
gefährdet wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 2. Juli 

Sie dürfen versichert sein, daß die Bundesregierung gegen das Projekt 
intervenieren wird, sofern die Prüfung des Berichts bzw. die Abklärung 
in der Internationalen Gewässerschutzkommission für den Bodensee 
nicht zufriedenstellend verlaufen sollten. 


5. Abgeordneter 
Müller 
^ (Wesseling) 
(CDU/CSU) 


Sind der Bundesrepublik Fälle bekannt, in denen 
EG- Angehörigen die Aufenthaltserlaubnis nicht er- 
teüt wird, wenn der Nachweis über eine bestehende 
Krankenversicherung nicht erbracht wird, und hält 
sie die Ausweisung aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land unter der Androhung der Abschiebung aus die- 
sem Grund für gerechtfertigt? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 8. Juli 

Konkrete Einzelfälle der von Ihnen bezeichneten Art sind mir nicht be- 
kannt. Aus ausländerrechtlicher Sicht wäre zu derartigen Fällen folgen- 
des zu bemerken: 

Einem Ausländer, der sich für längere Zeit oder auf Dauer in der Bun- 
desrepublik Deutschland aufhalten will, darf eine Aufenthaltserlaubnis 
nur erteilt oder verlängert werden, wenn gesichert ist, daß der Auslän- 
der auch im Krankheitsfall seinen Lebensunterhalt einschließlich der 
Krankheitskosten ohne Inanspruchnahme der Sozialhilfe bestreiten 
kann. Deshalb ist von Ausländern, die nicht in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung pflichtversichert sind, grundsätzlich auch der Nachweis 
ausreichenden Krankenversicherungsschutzes zu verlangen. Führt der 
Ausländer diesen Nachweis nicht, so kann die Erteilung oder Verlänge- 
rung der Aufenthaltserlaubnis abgelehnt werden. Das gilt auch für 
Staatsangehörige aus den EG-Mitgliedstaaten. In diesem Fall ist der Aus- 
länder verpflichtet, aus der Bimdesrepublik Deutschland auszureisen. 
Sofern er seiner Ausreisepflicht nicht freiwillig nachkommt, kann er 
— nach vorheriger Androhung — aus der Bundesrepublik Deutschland 
abgeschoben werden. Sofern es sich bei ihnen indes um den nach dem 
Gesetz über Einreise und Aufenthalt von Staatsangehörigen der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft in der Fassung 
vom 31. Januar 1980 (BGBl. I S. 116) privilegierten Personenkreis 
handelt, kann eine Beurteilung ohne nähere Kenntnis von Einzelheiten 
nicht abgegeben werden. 


6. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obernau) 
(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber 
vor, ob die israelischen Streitkräfte im Zug der 
kriegerischen Auseinandersetzungen im Libanon 
aus der Bundesrepublik Deutschland stammende 
Terroristen in Gewahrsam genommen haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 5. Juli 

Dem Auswärtigen Amt und den zuständigen deutschen Sicherheitsbe- 
hörden liegen keine Erkenntnisse darüber vor, daß israelische Streit- 
kräfte im Rahmen der kriegerischen Auseinandersetzungen im Libanon 
aus der Bundesrepublik Deutschland stammende links- oder rechts- 
extremistische Terroristen in Gewahrsam genommen haben. 

Anderslautende Meldungen, wie sie bereits wiederholt in der Presse 
veröffentlicht worden sind, wurden von israelischer Seite nicht be- 
stätigt. 


7. Abgeordneter 
Voigt 

(Sonthofen) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Pressemeldungen be- 
stätigen (unter anderem Die Bundeswehr 6/82, 
S. 357), daß „Rahmenrichtlinien für die Gesamt- 
verteidigung bis Ende dieser Legislaturperiode 
fertiggestellt werden“? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 5. Juli 

Die Frage beantworte ich im Einvernehmen mit dem Bundesverteidi- 
gungsminister wie folgt: 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort vom 22. April 1982 (Druck- 
sache 9/1587) auf eine Kleine Anfrage der Kollegen Dr. Jentsch (Wies- 
baden), Gerlach (Obernau) und anderen und der Fraktion der CDU/CSU 
mitgeteilt, daß es ihr Ziel ist, die Rahmenrichtlinien bis zum Ende der 
9. Wahlperiode fertigzustellen. Hieran hat sich nichts geändert. 
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Hat die Bundesregierung vor, ein neues Zivilschutz- 
gesetz im Frühjahr 1983 für das Gesetzgebungs- 
verfahren einzubringen, und hat sie im bereits vor- 
liegenden Entwurf des Zivilschutzgesetzes die Ein- 
führung einer Zivilschutzdienstpflicht im Vertei- 
digungsfall vorgesehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs von Schoeler 
vom 5. Juli 

Die Frage beantworte ich im Einvernehmen mit dem Bundesverteidi- 
gungsminister wie folgt : 

Nach den Zielvorstellungen des Bundesinnenministers soll der Entwurf 
eines neuen Zivilschutzgesetzes im Frühjahr 1983 in das Gesetzgebungs- 
verfahren eingebracht werden, sofern bis dahin die vorgeschriebenen 
Abstimmungen abgeschlossen sind. Zu den Inhalten des Entwurfs im 
einzelnen wird die Bundesregierung erst nach Abschluß der Abstim- 
mungen Stellung nehmen. Ich nehme insoweit auch Bezug auf die in 
der Antwort zu Frage 7 erwähnte Antwort der Bundesregierung vom 
22. Aprü 1982. 


8. Abgeordneter 
Voigt 

(Sonthofen) 

(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter Hat die Bundesregierung entsprechend dem Be- 
Kiehm Schluß des Deutschen Bundestags vom 29. Novem- 

(SPD) ber 1979 den Abteilungsleiterausschuß zur Vorbe- 

reitung des Statistikbereinigungsgesetzes mit der 
Aufgabe betraut, eine ständige kritische Überprü- 
fung bestehender und geplanter Statistiken als 
Daueraufgabe wahrzunehmen, und zu welchem 
Ergebnis hat gegebenenfalls die Arbeit des Abtei*- 
lungsleiterausschusses geführt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 7. Juli 

In Anknüpfung an die erfolgreichen Arbeiten des Abteilungsleiteraus- 
schusses Statistik bei der Überprüfung des Programms der Bundes- 
statistik und bei der Entwicklung des 1. Statistikbereinigungsgesetzes 
vom 14. März 1980 (BGBl, I S. 294) hat die Bundesregierung den 
Abteilungsleiterausschuß Statistik unter anderem auch mit der kriti- 
schen Überprüfung der von den Bundesressorts geplanten Statistik- 
vorhaben und der bestehenden Statistiken als Daueraufgabe betraut. 

Auf die Antwort der Bundssregierung auf die Kleine Anfrage der Frak- 
tion der CDU/CSU betr. Zweites Statistikbereinigungsgesetz (Druck- 
sache 9/1107) darf ich besonders hinweisen. 

Der Abteilungsleiterausschuß hat zwischenzeitlich eine Überprüfung 
aller Ressort Statistiken abgeschlossen. Er hat dabei unter anderem fol- 
gende Ergebnisse erzielt: 

1. Rohentwurf eines 2. Statistikbereinigungsgesetzes 

2. Empfehlungen für nicht gesetzesrelevante Kürzungsvorschläge 

3. Billigung neuer statistischer Rechtsvorschriften, die unabhängig 
vom 2. Statistikbereinigungsgesetz verfolgt werden. 

Die Vorschläge zu 1. und 2. werden in Kürze dem Bundeskabinett vor- 
gelegt werden; die uhter 3. genannten Einzelvorhaben befinden sich 
zum Teü bereits in der parlamentarischen Beratung (Mikrozensusge- 
setzentwurf, Bundesrats-Drucksache 140/82; Entwurf eines Straßen- 
verkehrsunfallstatistikgesetzes, Bundesrats-Drucksache 141/82) bzw. 
werden in Kürze ebenfalls dem Bundeskabinett zur Beschlußfassung 
vorliegen (z. B. Entwurf einer Dritten Verordnung zum Gesetz über 
die Luftfahrtstatistik). 


10. Abgeordneter 
Kiehm 
(SPD) 


Wann ist mit einer Unterrichtung des Innenaus- 
schusses, des Haushaltsausschusses usw. zu rech- 
nen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 7. Juli 

Eine Unterrichtung der Ausschüsse des Deutschen Bundestags erscheint 
in den Monaten ab Oktober dieses Jahrs angezeigt. 


1 1 . Abgeordneter Wie lauten die Zahlen hinsichtlich der Gehalts- 
Dr. Friedmann Struktur beim DLF und bei der DW im Vergleich zu 
(CDU/CSU) denjenigen beim WDR, die im Spiegel vom 28. Juni 

1982 dahin gehend präzisiert wurden, daß in „dessen 
Stellenplan, umgerechnet, 14 Staatssekretäre, 12 Ge- 
neralbunde sanwälte, 13 Regierungspräsidenten, 10 
Generalstaatsanwälte und 43 Regierungsvizepräsi- 
denten“ ausgewiesen sind, und hält die Bundesregie- 
rung die in diesen Zahlen zum Ausdruck kommen- 
de Gehaltsstruktur des DLF und der DW angesichts^ 
der beabsichtigten Gebührenerhöhung für gerecht- 
fertigt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Fröhlich 
vom 8. Juli 


Die Rundfunkanstalten des Bundesrechts Deutschlandfunk (DLF) und 
Deutsche Welle (DW) haben die Zahl ihrer Gehaltsstrukturen einschließ- 
lich der von Ihnen angesprochenen Spitzengehälter (außertariflichen 
Gehälter) in ihren Haushaltsplänen veröffentlicht. Diese Pläne werden 
dem Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestags im Rahmen der 
Beratung des Bundeshaushalts (Kap. 06 02 Tit. 685 35) zugeleitet. Sie 
sind darüber hinaus in den „Daten zur Information und Kommunika- 
tion in der Bundesrepublik Deutschland“ auf den Seiten 231 und 234 
veröffentlicht, die der Bundesinnenminister für die Enquete-Kommis- 
sion „Neue Informations- und Kommunikationstechniken“ des Deut- 
schen Bundestags im März 1982 zusammengestellt hat. Die außertarif- 
lichen Monatsgehälter betragen nach dem Stand 1. Januar 1982 beim 
DLF 


für den Intendant 

Verwaltungsdirektor und Justitiar- Vertreter 

des Intendanten 

Direktor Aktuelles Programm 

Direktor Kulturelles Programm 

Direktor Europa-Programm 

Direktor Programmbetrieb und Sendeleitung 

Leiter Nachrichten-Zentralabteüung 

Leiter Politik und Zeitgeschehen 

Leiter Studio Berlin 

Leiter Studio Bonn 

Leiter Wirtschaft und Gesellschaft 

Abteilungsleiter Literatur und Kunst 

(Stelleninhaber erhält Tarifgehalt); 

die entsprechenden Zahlen bei der DW lauten 
für den Intendant 

stellvertretender Intendant/ Verwaltungsdirektor 

Chefredakteur 

Technischer Direktor 

Leiter Bonner Büro 


12 641,00 DM 

10 910,00 DM 
10 378,00 DM 
9 960,00 DM 
9 960,00 DM 
9 960,00 DM 
8 820,00 DM 
8 820,00 DM 
8 820,00 DM 
8 820,00 DM 
8 820,00 DM 


16 630,50 DM 
15 590,70 DM 
13 451,20 DM 
11 195,60 DM 
1 1 459,40 DM. 


Ein Vergleich zu den Gehaltsstrukturen der Rundfunk- und Fernseh- 
anstalten der Länder ist nicht möglich, da mir diese Zahlen nicht be- 
kannt sind. Die Gehaltszahlen aus diesem Bereich sind dementspre- 
chend auch nicht in der vorerwähnten Zusammenstellung von Daten 
für die Enquete-Kommission des Deutschen Bundestags „Neue Infor- 
mations- und Kommunikationstechniken“ mitaufgeführt. Auf meine 
Anfrage — im Zusammenhang mit der Erarbeitung des für 1983 vorge- 
sehenen 3. Medienberichts der Bundesregierung - hat die Rundfunk- 
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kommission der Ministerpräsidenten der Länder kürzlich mitgeteilt, 
sie sei nicht bereit, Angaben über die Gehaltsstrukturen der Landes- 
rundfunkanstalten zur Verfügung zu stehen, soweit diese staatlichem 
Einfluß überhaupt zugänglich seien. Begründet wird dies mit der Zu- 
ständigkeit der Länder unter Hinweis auf die Übereinkunft der Mini- 
sterpräsidenten, sich aus Kompetenzgründen nicht an der Enquete- 
Kommission des Deutschen Bundestags zu beteiligen. 

Zu Ihrer Frage, inwieweit die Bundesregierung die im Bereich des DLF 
und der DW in den dargestellten Zahlen zum Ausdruck kommende 
Gehaltsstruktur angesichts der inzwischen von den Ministerpräsidenten 
der Länder beschlossenen Gebührenerhöhung für gerechtfertigt hält, 
darf ich auf die allgemeinen Ausführungen in meiner Antwort auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Handlos, Plenarprotokoll vom 
21. Januar 1977, Seite 395 f., hinweisen, die den gleichen Gegenstand 
betraf. Darin wird verdeutlicht, daß sich die an sich naheliegende Ge- 
haltsstruktur im öffentlichen Dienst nicht ohne weiteres als Bezugs- 
größe verwenden lasse. So haben die Rundfunkanstalten des Bundes- 
rechts z. B. keinen nach Familienstand und Kinderzahl gestaffelten 
Ortszuschlag, wie sich auch im übrigen nicht unerhebliche Unterschiede 
der Vergütungsstrukturen feststellen lassen. Wenn man einmal von die- 
sen strukturellen Unterschieden absieht, verdient der DLF-Intendant 
geringfügig weniger als ein Staatssekretär im Bundesdienst und der 
Intendant der größeren Anstalt DW etwa soviel wie ein Bundesminister. 
Die weiteren Vergütungen sind bei den Rundfunkanstalten des Bundes- 
rechts in ihrer Höhe fast durchweg deutlich von den Gehältern der In- 
tendanten abgesetzt. Die Bundesregierung hat wegen der gesetzlich 
verankerten Autonomie der Rundfunkanstalten des Bundesrechts bis- 
her von konkreten Aussagen über die Angemessenheit von außertarif- 
lichen Gehältern abgesehen. Die Entscheidung dieser Frage fällt nach 
ihrer Auffassung primär in die Eigenverantwortung der Aufsichtsgre- 
mien dieser Anstalten. Sie weisen darauf hin, daß bei den Bemühungen 
der Rundfunkanstalten des Bundesrechts um qualifizierte Fachkräfte 
auch das Gehaltsniveau der anderen Rundfunkanstalten nicht völlig 
außer acht gelassen werden kann. Dessen ungeachtet vertritt die Bun- 
desregierung den Standpunkt, daß - soweit eine Vergleichbarkeit 
möglich ist - eine Angleichung an die für den öffentlichen Dienst 
geltenden Regelungen anzustreben ist. Der Bundesinnenminister führt 
zu diesem Zweck jährlich mit Vertretern der Rundfunkanstalten des 
Bundesrechts Informationsgesprache, in denen einschlägige Tariffragen 
erörtert werden. 

Die Bundesregierung begrüßt die Initiative des Rechnungsprüfungsaus- 
schusses des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestags, wonach 
der Bundesrechnungshof umfassende und vergleichbare Übersichten 
über die Gehaltsstrukturen der Rundfunkanstalten des Bundesrechts 
ausarbeiten und der Präsident des Bundesrechnungshofs anregen soll, 
daß die Landesrechnungshöfe entsprechende Übersichten im Länder- 
bereich zusammenstellen. Derartige umfassende und vergleichbare 
Übersichten eignen sich als allgemeine Orientierungshilfe und können 
den verantwortlichen Organen der einzelnen Anstalten für ihre Ent- 
scheidungen wertvolle Dienste leisten. Die eingesetzte öffentliche Dis- 
kussion über dieses Thema könnte zudem auf zuverlässige Grundlagen 
gestützt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


12. Abgeordneter Welche parafiskalischen Sonderabgaben sind in der 
Dr. Häfele Steuer- bzw. Abgabenquote enthalten, und warum 

(CDU/CSU) werden nicht alle bundes-, landes- und gemeinde- 

rechtlichen Sonderabgaben in der Steuer- bzw. Ab- 
gabenquote erfaßt (siehe Antwort der Bundesre- 
gierung auf Drucksache 9/1580)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Huonker 
vom 5. Juli 

In der Steuerquote sind nur die Steuern im engeren Sinn, also ohne 
Sozialversicherungsbeiträge und ohne steuerähnliche und sonstige 
parafiskalische Abgaben enthalten. Die Abgabenquote umfaßt dagegen 
in der Abgrenzung der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung neben 
den Steuern auch die Sozialversicherungsabgaben einschließlich der 
unterstellten Beiträge, die in den öffentlichen Haushalten und in den 
dazugehörenden Anlagen enthaltenen steuerähnlichen Abgaben, wie 
zum Beispiel Abschöpfungen bei der Einfuhr und Kurtaxen, die von 
den Unternehmen gezahlten Verwaltungsgebühren und die volumens- 
mäßig bedeutendsten parafiskalischen Sonderabgaben. Im einzelnen 
handelt es sich bei letzterem um 

- den Kohlepfennig, 

- die Schwerbehindertenabgabe, soweit sie in den öffentlichen Haus- 
halten brutto nachgewiesen wird und 

— die Umlagen nach dem Milch- und Fettgesetz. 

Der Erdölbevoixatungsverband gehört nach der Systematik der volks- 
wirtschaftlichen Gesamtrechnung nicht zum Öffentlichen, sondern 

— wie zum Beispiel Kammern und Innungen — zum Unternehmens- 
sektor; damit sind die Beiträge zur Erdölbevorratung, ähnlich wie die 
Beiträge zu Kammern und Innungen, Zahlungen innerhalb des privaten 
Unternehmenssektors. 

Für eine Einbeziehung der übrigen parafiskalischen Sonderabgaben in 
das System der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung wäre ihre finanz- 
statistische Erfassung notwendig, die einen erheblichen zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand erfordern würde, und zwar insbesondere im Be- 
reich der Länder und Gemeinden, der in keinem vertretbaren Verhält- 
nis zur damit erzielbaren Verbesserung der Ergebnisse stünde. 

Bei einer Einbeziehung aller parafiskalischen Sonderfonds würde sich 
das Niveau der Abgabenquote schätzungsweise nur um weniger als 
einen 0,1 v. H. Punkt erhöhen. 

13. Abgeordneter Wieweit ist die Nachversteuerung durchgeführt 

Reschke worden, die sich ergibt bei Lagerbe ständen von 

(SPD) Branntwein und Zigaretten, die zu den jeweiligen 

Steuererhöhungsterminen bestanden, und um wel- 
che Summe handelt es sich? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Huonker 
vom 7. Juli 

Auf Grund der Erhöhung der Branntweinsteuer zum 1. April 1982 sind 
an Nachsteuer, die bis zum 25. Mai 1982 zu entrichten war, rund 93 Mil- 
lionen DM aufgekommen. 

Die Nachversteuerung von Tabak waren ist noch nicht abgeschlossen. Im 
Zusammenhang mit der Tabaksteuererhöhung am 1. Juni 1982 ist für 
nach altem Recht versteuerte Zigaretten mit Ablauf des 13. Juni 1982 
eine Nachsteuer entstanden; für nach altem Recht versteuerten Fein- 
schnitt wird sie wegen der geringeren Umschlaggeschwindigkeit erst 
mit Ablauf des 11. Juli 1982 entstehen. 

Die Zahlungstermine für die Nachsteuer sind bei Zigaretten spätestens 
der 13. Juli 1982, bei Feinschnitt spätestens der 10. August 1982. 
Daten über die Höhe der entrichteten Nachsteuer werden Anfang Ok- 
tober 1982 vorliegen. Ich werde sie Ihnen dann mitteilen. 


14. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Werden die im Jahr 1981 an die polnische freie 
Gewerkschaftsorganisation ,, Solidarität“ gezahlten 
Spenden steuerrechtlich als abzugsfähig anerkannt, 
und wie sind solche Spenden zu behandeln, für die 
nach dem Verbot der Solidarität in Polen keine 
Spendenquittungen mehr ausgestellt werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Huonker 
vom 7. Juli 

Ausgaben zur Förderung mildtätiger, kirchlicher, wissenschaftlicher, 
staatspohtischer und der als besonders förderungswürdig anerkannten 
gemeinnützigen Zwecke sind nur dann als Spenden im Sinn des § 1 0 b 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes abzugsfähig, wenn sie an eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts, eine öffenthche Dienststelle 
oder eine in § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körperschaftsteuergesetzes bezeich- 
nete Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse gezahlt 
werden, die ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen 
oder kirchlichen Zwecken dient (§ 48 der Einkommensteuer-Durch- 
. führungsverordnung). 

Abgesehen davon, daß es sich dabei um inländische Körperschaften han- 
deln muß, zählen Gewerkschaften nicht zu den gemeinnützigen, mild- 
tätigen und kirchlichen Organisationen. Sie sind vielmehr Berufsver- 
bände im Sinn des § 5 Abs. 1 Nr. 5 des Körperschaftsteuergesetzes 
und kommen infolgedessen als Empfänger steuerbegünstigter Spenden 
nicht in Betracht. 

15. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß mit der voll- 

Neuhaus zogenen Tabaksteuererhöhung für Zigaretten am 

(CDU/CSU) 1. Juni 1982 der Preisunterschied für eine Stange 

einer Markenzigarette zwischen Belgien und der 
Bundesrepublik Deutschland 18 DM beträgt, und 
welche Folgen sich daraus für den Handel im Grenz- 
gebiet ergeben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Huonker 
vom 8. Juli 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß sich der Preisunterschied bei 
Zigaretten zwischen Belgien und der Bundesrepublik Deutschland 
nach der Tabaksteuer- und Preiserhöhung am 1. Juni 1982 vergrößert 
hat. Er beträgt je Stange Zigaretten der Konsum Preislage rund 16 DM 
und der gehobenen Preislage rund 17,50 DM. 

Es ist damit zu rechnen, daß die Einfuhren von Zigaretten aus Belgien 
in die Bundesrepublik Deutschland im Rahmen der EG-Reisefr eimengen 
zunehmen, wodurch der Einzehandel im Grenzgebiet betroffen wird. 
Nach früheren Preiserhöhungen ist aber fest gestellt worden, daß sich 
die Einfuhren nach verhältnismäßig kurzer Zeit wieder normalisieren 
und auf den alten Stand zurückgehen. 

16. Abgeordneter Ist der Bundesregierung darüber hinaus bekannt, daß 

Neuhaus schon jetzt Reisebusunternehmen Tages- bzw. Halb- 

(CDU/CSU) tagestouren nach Belgien analog den „Butterfahr- 

ten“ unter dem Aspekt des billigen Zigarettenein- 
kaufs anbieten, und was gedenkt die Bundesregie- 
rung dagegen zu tun? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Huonker 
vom 8. Juli 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Reiseunternehmen Fahrten nach 
Belgien mit dem Hinweis auf den Preisunterschied bei Zigaretten an- 
bieten. Ihnen den Werbehinweis auf günstige Zigarettenpreise in Belgien 
zu untersagen, wäre schon rechtlich nicht möglich. Die Reisefreimengen 
tragen im übrigen auch dazu bei, den Bürgern Europas bewußt zu 
machen, daß sie in einer Gemeinschaft leben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


17. Abgeordneter 
Kretkowski 
(SPD) 


Welche Exportgenehmigungen der Waffenfirma 
Heckler & Koch sind in den letzten zehn Jahren für 
Länder in Süd- und Mittelamerika erteilt worden, 
und in welches Land? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 30. Juni 

Heckler & Koch hat für Exporte von Handfeuerwaffen in Nicht-NATO- 
Länder, darunter auch in Länder Süd- und Mittelamerikas, Genehmi- 
gungen nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz erhalten. In all diesen Fäl- 
len wurden die Grundsätze unserer restriktiven Rüstungsexportpolitik 
beachtet, die hier ausnahmsweise Genehmigungen zulassen. 

Ich bitte um Verständnis dafür, daß ich zu den Genehmigungen nicht 
im einzelnen Stellung nehmen kann. Andernfalls müßte ich die Ver- 
triebspolitik des Unternehmens, soweit sie mir als Genehmigungsbe- 
hörde zur Kenntnis kommt, offenlegen; damit würden Geschäftsge- 
heimnisse verletzt. 


18. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung nach dem Er- 

Pauli gebnis der mit Schreiben vom 12. Februar 1982 an- 

(SPD) gekündigten Prüfungen die von der Handwerks- 

kammer Koblenz beabsichtigte Errichtung eines 
Seminargebäudes „Akademie Handwerk“, und in 
welcher finanziellen Größenordnung ist sie bereit, 
noch in diesem Haushaltsjahr Förderungsmitt el 
hierfür bereitzustellen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 1. Juli 

Der Bundeswirtschaftsminister hat die Förderungswürdigkeit der Er- 
richtung eines Seminargebäudes der Handwerkskammer Koblenz mit 
Schreiben vom 3. Mai 1982 anerkannt, nachdem der Bundesminister 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau die abschließende bau- 
fachliche Stellungnahme vorgelegt hat. Gleichzeitig hat der Bundes- 
wirt schaftsminister dem Baubeginn schon vor Erlaß eines Zuwendungs- 
bescheids zugestimmt. 

Eine Bereitstellung von Förderungsmitteln für dieses Projekt ist aller- 
dings im Haushaltsjahr 1982 nicht mehr möglich, da die für Bau- imd 
Einrichtungsmaßnahmen des Handwerks vorgesehenen Mittel in Höhe 
von 5 Millionen DM durch Zahlungsverpflichtungen aus den Voijahren 
und durch die Finanzierung von Mehrkosten schon begonnenen Bauvor- 
haben bereits ausgeschöpft sind. Es ist jedoch beabsichtigt, dem Antrag 
der Handwerkskammer Koblenz im Rahmen der bestehenden Verpflich- 
tungsermächtigung zu Lasten des Haushaltsjahrs 1983 zu entsprechen. 
Der Zuwendungsbescheid wird zur Zeit vorbereitet. 


19. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Aufforderung von 
Glos Staatspräsident Mitterand an die Minister bei der 

(CDU/CSU) Verabschiedung des Stabilisierungsprogramms, künf- 

tig französische Produkte zu kaufen, mit Gemein- 
schaft srecht für vereinbar, und was wird sie ver- 
neinendenfalls gegen diese protektionistische Maß- 
nahme unternehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 1. Juli 

Die Bevorzugung bzw. die Benachteüigung von Produkten nach dem 
Herkunftsland ist mit den Regeln des EWG-Vertrags nicht vereinbar. 

Die Zeitungsberichte über eine Aufforderung von Präsident Mitterand 
an seine Minister, französische Produkte zu bevorzugen, beruhen nicht 
auf amtlichen Verlautbarungen der französischen Regierung. Wie der 
Präsident schon bei anderer Gelegenheit ausführte, ist es seine erklärte 
Absicht, bei allen Wirtschaft politischen Maßnahmen die Regel des 
Gemeinsamen Markts zu beachten. 
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Im übrigen können Sie versichert sein, daß die Bundesregierung alle 
protektionistischen Bestrebungen sorgfältig beobachtet und alles in 
ihrer Macht stehende tun wird, um sie abzu wehren und negative Folgen 
für die deutsche Wirtschaft zu vermeiden. Sie ist darüber im laufenden 
Gespräch mit der französischen Regierung und mit der EG-Kommission. 

20. Abgeordneter Ist der Bundesregierung der Inhalt einer Studie der 
Dr.-Ing. Laermann Europäischen Kommission mit dem Titel „The 
(FDP) Competitiveness of European Community Industry“ 

bekannt, wonach insbesondere die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft im 
Bereich der ,,High-Technology-Exports“ im Ver- 
gleich zu den USA und Japan sich ständig ver- 
schlechtere, und teilt die Bundesregierung diese 
Aussage der Studie? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 6. Juli 

Der Bundesregierung ist die Studie „The Competitiveness of European 
Community Industry“ bekannt. Es handelt sich dabei um ein Doku- 
ment der Kommissionsdienststellen. 

Die Aussagen dieser Studie beziehen sich zum überwiegenden Teil auf 
die gesamte europäische Industrie, sie sind somit keineswegs ohne wei- 
teres auf die spezielle Situation der deutschen Wirtschaft übertragbar. 
Es ist dabei bekannt, daß gerade auch im Hinblick auf den technolo- 
gischen Standard einzelner Branchen innerhalb der Gemeinschaft sehr 
große Unterschiede bestehen. 

Die Studie kommt in der Tat zu dem Ergebnis, daß die japanische In- 
dustrie in den Bereichen mit hohem Technologiegehalt in den Jahren 
1973 bis 1980 ihre Position deutlich verbessern konnte, während sich 
die Stellung der amerikanischen Industrie etwas und die der Gemein- 
schaft in diesen Bereichen deutlich verschlechtert habe. Die Kommis- 
sionsdienststellen schränken aber selbst die Aussagefähigkeit der Studie 
ein, indem sie erklären, daß ,, diese Analyse der Wettbewerbsfähigkeit 
der Gemeinschaftsindustrie unvollständig ist und keine schlüssigen 
Ergebnisse erbringt“. Auch die Bundesregierung hat gegenüber den 
Ergebnissen der Studie eine Reihe von sachlichen und methodischen 
Einwänden. 

Nach ihrer Auffassung weist die deutsche Wirtschaft zur Zeit generell 
keine erheblichen Lücken in der technologischen Entwicklung im Ver- 
gleich zu Japan und den USA auf. Deutsche Unternehmen behaupten 
in einigen Bereichen weiterhin Spitzenpositionen. Es ist jedoch nicht 
zu verkennen, daß sich in diesen Bereichen der internationale Wett- 
bewerb gerade auch mit den USA und Japan zunehmend intensiviert 
hat; in einzelnen von ihnen, wie z. B. in der Mikroelektronik, wird es 
für die deutsche Industrie zunehmend schwieriger, mit der japanischen 
und US-Industrie mitzuhalten. Für die Zukunft wird es deshalb für die 
deutsche Wirtschaft von großer Bedeutung sein, den technologischen 
Stand gerade auf dem Gebiet der Basistechnologien, wie z. B. der In- 
formationstechnik, moderne Fertigungstechniken, der neuen Biotech- 
nologien oder der Entwicklung neuer Materialien, zu halten und zu 
verbessern. Auf der anderen Seite entspricht es gerade den spezifischen 
Strukturvorteilen der deutschen Wirtschaft, den technologischen Fort- 
schritt insgesamt auf breiter Basis voranzubringen. Darüber hinaus setzt 
dies von seiten der Unternehmen den Mut zum innovatorischen Risiko 
voraus, um in neuen und schnell wachsenden Märkten wichtige Markt- 
positionen zu erlangen und zu festigen. 

Bei voller Anerkennung der zukunftsweisenden Bedeutung des „High- 
Technology-Exports“ und seiner Rolle für den deutschen Export ins- 
gesamt, kann nach Ansicht der Bundesregierung aus den vorliegenden 
Erkenntnissen nicht auf eine generelle Verschlechterung der internatio- 
nalen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft geschlossen wer- 
den. Hierzu wird auf die Antwort zur Großen Anfrage der Fraktion 
der CDU/CSU „Internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft (Drucksache 9/1133 vom 3. Dezember 1981) verwiesen. 
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21. Abgeordneter Mit welchen Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Dr.-Ing. Laermann in der Vergangenheit versucht, die internationale 
(FDP) Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft zu 

erhalten und zu verbessern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 6, Juli 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine wichtige Grundlage 
für eine starke internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft in der Erhaltung und Schaffung günstiger gesamtwirtschaft- 
licher Rahmenbedingungen und zur Anpassung an die Erfordernisse 
des internationalen Wettbewerbs liegt. 

An erster Stelle ist dabei das Festhalten der Bundesregierung an ihrer 
Stabilitäts- und Beschäftigungspolitik zu nennen. Im einzelnen dienten 
in der letzten Zeit eine Reihe von Maßnahmen im Bereich der Steuer- 
und Haushaltspolitik speziell dazu, die Investitionsbereitschaft und 
-fähigkeit der Industrie zu verbessern. Dabei ist an die Verbesserung 
der degressiven Abschreibung ab 1. Juni 1981 und die Einführung 
der befristeten Investitionszulage von 10 v. H. für bewegliche Wirt- 
schaftsgüter und für Betriebsgebäude zu erinnern. 

National und international hat sich die Bundesregierung mit Nach- 
druck für das Prinzip der Freiheit der Märkte, der Abwehr protektio- 
nistischer Strömungen und wettbewerbsverzerrender Subventions- 
praktiken eingesetzt. Auch dieses ist von entscheidender Bedeutung 
für die internationale Wettbewerbsfähigkeit der stark vom Export 
abhängigen deutschen Wirtschaft. 

Forschungs-, Entwicklungs- und Investitionsaktivitäten sind eine wich- 
tige Voraussetzung für die erfolgreiche Anpassung der deutschen Wirt- 
schaft an die geänderten weltwirtschaftlichen Bedingungen. Deshalb 
hat die Bundesregierung diese Aktivitäten in der Vergangenheit in er- 
heblichem Maß durch staatliche Ausgaben unterstützt. Im internatio- 
nalen Vergleich sind die staatlichen F- und E-Ausgaben in der Bundes- 
republik Deutschland im Zeitraum 1970 bis 1979 nominal wie auch 
real stärker gestiegen als in den meisten anderen vergleichbaren Indu- 
striestaaten. 

Insgesamt ist allerdings hervorzuheben, daß letztlich die Erhaltung und 
Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit entscheidend 
von den eigenen Bemühungen der deutschen Wirtschaft selbst abhängt. 


22. Abgeordneter Welche Ergebnisse haben diese Maßnahmen bewirkt, 

Dr.-Ing. Laermann und sollen sie in der Zukunft weitergeführt oder ver- 
(FDP) bessert werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 6. Juli 

Zwischen den Maßnahmen der Bundesregierung zur Stärkung der inter- 
nationalen Wettbewerbsfähigkeit und ihrer Wirkungen auf den deut- 
schen Export läßt sich kein unmittelbarer, quantitativ meßbarer Kausal- 
zusammenhang herst eilen. Gleichwohl deutet die relativ günstige, deut- 
lich über der Entwicklung des Welthandels liegende Expansion der deut- 
schen Exporte seit gut einem Jahr, besonders im Bereich der Investi- 
tionsgüter, auf eine gestärkte Wettbewerbsstellung der deutschen In- 
dustrie hin. Dies wird auch bestätigt durch eine Umfrage des DIHT bei 
den deutschen Außenhandelskammern zum Thema: Außenhandel und 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft (Mai 1982). Zu den 
Gründen hierfür wird festgestellt: „Grundlegend für die deutsche Wett- 
bewerbsposition ist die nach wie vor gute Qualität deutscher Produkte 
sowie die weltweit interessante Angebotsstruktur.“ 

Es ist allerdings nicht zu verkennen, daß zu dem relativ guten Ab- 
schneiden der deutschen Wirtschaft im weltweiten Wettbewerb auch 
die Entwicklung des realen Außenwerts der D-Mark seit etwa 1980 
beigetragen hat, die die preisliche Wettbewerbsfähigkeit deutscher 
Anbieter erheblich begünstigt hat. 
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Die Bundesregierung hält es dennoch nach wie vor für eine wichtige 
Aufgabe der nächsten Jahre für alle Beteiligten, die Wettbewerbsfä- 
higkeit der deutschen Wirtschaft auf den Weltmärkten zu erhalten 
und zu verbessern. Im einzelnen verweist sie hierbei auf ihre Antwort 
zur obengenannten Großen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU. 


23. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß 
Dr. Struck statistische Landesämter, wohl auf Wunsch des Sta- 

(SPD) tistischen Bundesamts, die Heimvolkshochschulen 

aufgefordert haben, statistische Berichte nach den 
Bestimmungen des Gesetzes über die Beherbergung 
im Reiseverkehr regelmäßig abzugeben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 7. Juli 

Der Erhebungsumfang der Beherbergungsstatistik, die als Bundessta- 
tistik durchgeführt wird, ist in § 5 des Gesetzes über die Statistik der 
Beherbergung im Reiseverkehr vom 14. Juli 1980 fest gelegt. Danach 
sind alle Beherbergungsstätten zu erfassen, die nach Einrichtung und 
Zweckbestimmung mehr als acht Gäste gleichzeitig vorübergehend 
beherbergen können. 

Bei der Überprüfung, welche Betriebsformen bzw. -gruppen von Insti- 
tutionen die Voraussetzung für die Einbeziehung in die Beherbergungs- 
statistik erfüllen, bestand in Fortführung der bisherigen Praxis Einver- 
nehmen, daß Heimvolkshochschulen — ebenso wie andere Einrichtun- 
gen der Jugend- und Erwachsenenbildung, wie z. B. Ausbildungszentren 
und Schulungsheime der gewerblichen Wirtschaft, gewerkschaftliche 
Ausbildungsheime sowie kirchliche Akademien, in denen die zu Unter- 
richtenden vorübergehend auch beherbergt werden - berichtspfhchtig 
sind, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen (mindestens neun Betten) 
erfüllt sind. Das gleiche gilt für Heilstätten und Sanatorien und ähn- 
liche, deren Hauptzweck in der Regeneration, Rekonvalenszenz und 
Rehabilitation besteht, unabhängig von der jeweiligen Trägerschaft. Bei 
diesen Überlegungen wird davon ausgegangen, daß diese Einrichtungen 
für die jeweiligen Gemeinden von erheblicher wirtschaftlicher Bedeu- 
tung sein können. Einrichtungen mit dieser Zweckbestimmung sind 
auch nach der bis 1980 geltenden Rechtsgrundlage der Beherbergungs- 
statistik erfaßt worden, soweit sie in den früheren Berichtsgemeinden 
(fremdenverkehrsrelevanten Gemeinden) lagen. Mit dem neuen Gesetz 
ist nunmehr eine Statistik realisiert worden, die sich generell auf Beher- 
bergungsstätten mit mehr als acht Betten bezieht, unabhängig davon, 
in welcher Gemeinde sie betrieben werden. 


Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß 
Heimvolkshochschulen als Einrichtungen der Er- 
wachsenenbildung vom Sinn und Zweck sowie der 
Begründung dieses Gesetzes in der Drucksache 
8/3623 her nicht zu den berichtspflichtigen Insti- 
tutionen zu zählen sind, und wäre sie gegebenenfalls 
bereit, das Statistische Bundesamt zu entsprechen- 
den Klarstellungen zu veranlassen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 7. Juli 

Die Beherbergungsstatistik soll einen möglichst umfassenden Überblick 
über den möglichen und tatsächlichen Umfang des mit Übernachtungen 
verbundenen Reiseverkehrs am Zielort liefern. Eine Begrenzung auf 
bestimmte Formen oder Motive des Reiseverkehrs, der neben dem Ur- 
laubstourismus auch den Geschäfts- und Dienstreiseverkehr einschließt 
oder durch Rehabilitation/Vorsorge, Bildung und Weiterbildung und 
ähnlichem verursacht sein kann, ist nicht vorgesehen. Auf die Ausfüh- 
rungen im tourismuspolitischen Programm der Bundesregierung aus 
dem Jahr 1975 (Drucksache 7/3840), auf dem die Novellierung der 


24. Abgeordneter 
Dr. Struck 
(SPD) 
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Reiseverkehrsstatistiken beruht (vergleiche Begründung zum Beherber- 
gungsstatistikgesetz — Drucksache 8/3623), wird in diesem Zusammen- 
hang hingewiesen. 

Dementsprechend nimmt das Beherbergungsstatistikgesetz keine Ein- 
schränkung dahin gehend vor, daß die zu erfassenden Einrichtungen aus- 
schließlich auf die Beherbergung von Gästen ausgerichtet sein müßten, 
sondern es begründet eine Auskunftspflicht bei sonst gegebenen Voraus- 
setzungen (mindestens neun Betten) auch dann, wenn der primäre 
Zweck der Einrichtung in der Erfüllung anderer Aufgaben liegt; ebenso- 
wenig begrenzt das Gesetz die Berichtspflicht auf gewerbliche Unter- 
kunftsstätten. Danach gehören auch Bildungseinrichtungen mit ihrem 
Funktionsbereich „Beherbergung“ zu den im Rahmen der Beherber- 
gungsstatistik zu erfassenden Betrieben. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß die Frage der Berichtspflicht von 
Heim Volkshochschulen im Rahmen eines beim Verwaltungsgericht 
Düsseldorf anhängigen Verfahrens geprüft wird. Der Ausgang dieses 
Verfahrens bleibt abzuwarten. 

25. Abgeordneter Wie ist der derzeitige Stand der Beratungen zur 

Pfeifer Neuordnung der Ausbildungsordnung im Einzel- 

(CDU/CSU) handel, und welche Argumente sprechen für die 

Beibehaltung einer zweijährigen Ausbildung bzw. 
einer dreijährigen, ungestuften Ausbildung zum 
Einzelhandelskaufmann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 6. Juli 

Mit der Vorbereitung der Neuordnung der Berufsausbildung im Einzel- 
handel ist das Bundesinstitut für Berufsbildung beauftragt. Die haupt- 
beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitnehmer Organisationen haben sich 
im Frühjahr 1982 zunächst auf einen dreijährigen verkaufsorientierten 
Ausbildungsberuf „Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel“ verständigt. 
Auf der Grundlage der Inhalte und Gliederung des dreijährigen Aus- 
bildungsberufs soll dann eine Entscheidung über die Gesamt Struktur 
im Einzelhandel getroffen werden. Dabei ist auch zu prüfen, inwieweit 
der von den Arbeitgebern geforderten zweijährigen Ausbildung Rech- 
nung zu tragen ist. 

Die Sozialpartner sind sich einig, daß das Konzept der bestehenden 
Ausbildungsregelung nicht mehr den heutigen Verhältnissen entspricht. 
Dies gilt nach ihrer Auffassung insbesondere für die Verwaltungsaus- 
bildung im dritten Ausbildungsjahr und die Notwendigkeit, stärker ver- 
kaufsbetont auszubilden. Beide Sozialpartner halten die Neuregelung 
daher für unerläßlich. Andernfalls befürchten sie nicht nur für den Ein- 
zelhandel, sondern auch für die Jugendlichen großen Schaden. 

Die Arbeitgeber betonen, daß auch künftig eine zweijährige Ausbildung, 
die etwa dem/der jetzigen Verkäufer(in) entspricht, möglich sein 
müsse. Durch eine ausschließlich dreijährige Ausbildung könnten die 
Bedürfnisse des Einzelhandels und der Jugendlichen nicht abgedeckt 
werden. Die Gewerkschaften neigen der Auffassung zu, daß ein künf- 
tiger dreijähriger Ausbildungsberuf auch die Belange der heutigen 
zweijährigen Verkäuferausbildung abdecke, haben sich jedoch eine Ent- 
scheidung Vorbehalten. 

Welche Auswirkungen sind aus der geplanten Neu- 
ordnung für die zukünftige Lehrstellensituation zu 
erwarten, und in welcher Weise werden in Zukunft 
Mädchen, die bisher zweijährige Ausbildungsgänge 
zum Einzelhandelskaufmann bevorzugt haben, von 
der Neuregelung in negativer Weise betroffen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 6. Juli 

Eine Neuordnung von Ausbildungsberufen hat sich bisher in aller Regel 
sowohl qualitativ als auch quantitativ positiv ausgewirkt. Wie zu Frage 25 


26. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 
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ausgefuhrt, soll eine Entscheidung über die gesamte neue Ausbildungs- 
struktur im Einzelhandel und über eine Regelung für einen zweijährigen 
Ausbildungsberuf erst fallen, wenn die Arbeiten an der Ausbildungs- 
ordnung „Einzelhandelskaufmann“ abgeschlossen sind. Daher kann 
keine Aussage darüber gemacht werden, ob in Zukunft Mädchen, die 
nach den jetzigen Regelungen einen zweijährigen Ausbildungsgang ge- 
wählt hätten, nach der Neuregelung negative Auswirkungen befürchten 
müssen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

27. Abgeordneter Trifft die Aussage der von der von der Bimdesre- 

Holsteg gierung finanzierten Arbeitsgemeinschaft der Ver- 

(FDP) brau eher (AgV) in der Verbraucherpolitischen 

Korrespondenz (VPK) vom 15. Juni 1982, S. 7, bei 
„nicht besonders niedrig“ ausfallender Obst- und 
Gemüseernte in diesem Jahr sei auf Grund der Er- 
fahrungen der letzten Jahre damit zu rechnen, „daß 
die Zehnergemeinschaft 1982 für Interventions- 
maßnahmen in diesem Bereich mindestens 1 Milli- 
arde DM an Steuergeldern“ einsetzen müsse, und 
„Ziel dieser Preis- und Interventionspolitik ist es, 
einer preisgünstigen Versorgung der Verbraucher 
entgegenzuwirken“, und wenn ja, welche Konse- 
quenzen wird die Bundesregierung daraus ziehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 30. Juni 

Die Aussagen in der Presseveröffentlichung der Arbeitsgemeinschaft 
der Verbraucher (AgV) treffen nicht zu. Die Ausgaben für Marktrück- 
nahmen (Intervention) der EG haben bisher im Jahr mit den höchsten 
Überschüssen (1976/1977) weniger als die Hälfte der von der AgV 
genannten Ausgaben erreicht. Bei einer von der AgV angenommenen, 
„nicht besonders niedrig ausfallenden Ernte“ ist es wenig wahrschein- 
lich, daß die Höchst ausgaben der vergangenen Jahre für die gesamte 
Gemeinschaft von umgerechnet rund 300 Millionen DM überschritten 
werden. 

Die Behauptung der AgV, die Ziele der Preis- und Interventionspolitik 
bestünden darin, „einer preisgünstigen Versorgung der Verbraucher 
entgegenzuwirken“, ist abwegig. Die in der EG praktizierte Markt- 
politik ist nach wie vor auf die Ziele ausgerichtet 

— Einkommenssicherung der Landwirte, 

- Preisstabilisierung und Vermeidung struktureller Überschüsse, 

— Sicherstellung der Versorgung der Verbraucher zu angemessenen 
Preisen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Soziaiordnung 

28. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Auswirkungen des 

Horstmeier durch das Gesetz zur Bekämpfung der illegalen 

(CDU/CSU) Beschäftigung vom 15. Dezember 1981 neuge- 

faßten § 205 RVO bekannt, daß Kinder wieder- 
verheirateter Elternteile diskriminierenden Fragen 
ausgesetzt sind, wenn der Familienname des Ver- 
sicherten nicht mit dem der Kinder übereinstimmt, 
so daß die positive Wirkung der Übertragung des 
Familiennamens des zweiten Vaters auf seine Stief- 
kinder durch diese Vorschrift zunichte gemacht 
wird? 
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29. Abgeordneter Welche Lösung dieses Problems schlägt die Bundes- 
Horstmeier regierung vor? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Egert 
vom 1. Juli 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß Kinder wiederver- 
heirateter Eltemteile auf Grund der neugeregelten Zuständigkeit für 
Leistungen der Familienhilfe diskriminierenden Fragen ausgesetzt sind. 
Nach den Vorschriften des Sozialgesetzbuchs hat der zuerst angegan- 
gene Leistungsträger Leistungen zu erbringen, wenn der Berechtigte 
dies beantragt. Sofern für Erstattungsforderungen gegen einen anderen 
Leistungsträger Angaben benötigt werden, ist hierzu der Versicherte 
nicht verpflichtet, wenn ihm derartige Auskünfte aus einem wichtigen 
Grund nicht zugemutet werden können. Angaben über familiäre Ver- 
hältnisse dürften im Zweifel dann unzumutbar sein, wenn das Interesse 
des Kindes einer Offenbarung entgegensteht. Zudem ist die leistende 
Krankenkasse verpflichtet, Leistungsbescheinigungen für den Berech- 
tigten unter dessen rechtsgültigem Namen auszustellen, so daß eine 
Diskriminierung der Kinder gegenüber Dritten nicht zu erkennen ist. 


30. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Ansicht, daß 
Neuhausen es besser ist, einer Jugendarbeitslosigkeit durch 

(FDP) Berufsberatung vorzubeugen, als eine Jugendar- 

beitslosigkeit durch Leistungen und Statistik zu 
verwalten? 


31. Abgeordneter 
Neuhausen 
(FDP) 


Wie hat sich die Personalsituation in der Berufs- 
beratung der Arbeitsämter in den Jahren 1979 bis 
1982 entwickelt, und wie viele fachspezifisch aus- 
gebildete Berufsberater arbeiten zur Zeit in anderen 
Abteilungen der Arbeitsämter? 


32. Abgeordneter 
Neuhausen 
(FDP) 


Durch welche Maßnahmen kann die Bundesregie- 
rung sicherstellen, daß angesichts der derzeitigen 
Lehrstellensituation und des imm^ noch anwäh- 
renden Trends der Jugendlichen zur Berufsausbil- 
dung in nur wenigen „Modeberufen“ eine ausführ- 
liche Berufsberatung durch die Arbeitsämter erfolgt 
und dabei auch auf die zahlreichen gemeldeten, 
aber nicht angenommenen Lehrstellen hingewiesen 
wird? 


33. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für angebracht, daß 
Neuhausen gerade in den wichtigsten Beratungsmonaten vor 

(FDP) den Sommerferien Berufsberater von ihren eigent- 

lichen Aufgaben abgezogen und in die Leistungs- 
abteilungen der Arbeitsämter versetzt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dreßler 
vom 5. Juli 

Das Arbeitsförderungsgesetz geht in § 5 von dem Leitgedanken aus, 
daß eine Vermittlung in berufliche Ausbildungsstellen oder in Arbeit 
sowie die Maßnahmen zur Förderung der beruflichen Bildung der 
Zahlung von Lohnersatzleistungen vergehen. Da der Vermittlung in 
Ausbildungsstellen in der Regel die berufliche Beratung vorausgeht, ist 
die Berufsberatung mittelbar von dieser Vorschrift mit erfaßt. Die 
Berufsberatung wie auch die Arbeitsberatung wirken darauf hin, daß 
Zeiten unvermeidbarer Arbeitslosigkeit für eine sinnvolle berufliche 
Qualifizierung genutzt werden, und tragen dadurch dazu bei, daß zu- 
künftiger Arbeitslosigkeit oder unterwertiger Beschäftigung entgegen- 
gewirkt wird. 
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Nach Mitteung des Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit betrug 
die Gesamtzahl der Plankräfte in der Berufsberatung der Arbeitsämter 
(Berufsberater und zuarbeitende Mitarbeiter) 


im Jahr 1979 5164, 

im Jahr 1980 5204, 

im Jahr 1981 5199 und 

im Jahr 1982 (Stand 1. März) 5002. 


Zur Zeit sind insgesamt vier Berufsberater (darunter ein Berufsberater 
für Abiturienten und Hochschüler) in drei Arbeitsämtern befristet in 
die Leistungsabteilung umgesetzt. Der Stellenansatz für Berufsberater 
in den Arbeitsämtern betrug demgegenüber am 1. März 1982 2557. 
Daraus ergibt sich, daß sich die Berufsberatung in diesem Sommer voll 
ihren schwierigen und wichtigen Aufgaben zuwenden kann. Dies ist 
auch aus den bisher vorliegenden Daten über die Tätigkeit der Berufs- 
beratung zu entnehmen. Die Zahl der Außendienst kontakte der Berufs- 
beratung im Rahmen der Ausbildungsstellenvermittlung zur Gewinnung 
von Ausbildungsstellen ist gegenüber dem Voijahr erheblich angestie- 
gen; ebenfalls zugenommen hat die Zahl der beruflichen Einzelberatun- 
gen, Schulbesprechungen und Eltemveranstaltungen. 

Die Konzentration der Bewerbernachfrage auf wenige Ausbildungsbe- 
rufe mit dem Begriff des „Modeberufs“ in Zusammenhang zu bringen, 
ist nicht unproblematisch. Viele dieser seit Jahrzehnten bevorzugten 
Berufe vermitteln Schlüsselqualifikationen. Sie ermöglichen auch im 
Fall eines späteren Berufswechsels eine weitgehende Verwertung der 
erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten und können als Grundlage 
für eine weitere Spezialisierung und Qualifizierung in sogenannten 
„Erwachsenenberufen“ genutzt werden. Unabhängig von der Frage, 
ob die Konzentration der Bewerbernachfrage unter diesem Gesichts- 
punkt positiv oder neagtiv zu bewerten ist, ist festzustellen, daß sich 
eine Reihe von Ausbildungsberufen einer geringeren Attraktivität bei 
Jugendlichen und Eltern erfreuen. Diese Berufe sind oft durch Arbeits- 
bedingungen, die von der Norm abweichen, oder durch Konjunktiur- 
abhängigkeit gekennzeichnet; beide Erscheinungen können auch durch 
die Berufsberatung nicht wegdiskutiert werden. 

Trotz dieser Gegebenheiten ist die Berufsberatung bemüht, durch ge- 
eignete Maßnahmen und Mittel der Berufsorientierung das Spektrum 
der Ausbildungsberufe zu erweitern. Dies geschieht durch besondere 
Programme, wie zum Beispiel „mach ’s richtig“, ,,STEP“, ,, Beruf Ak- 
tuell“, aber auch durch Selbstinformationseinrichtungen der Arbeits- 
ämter. Zum gleichen Zweck beteiligt sich die Berufsberatung an den 
schulischen Bemühungen, durch eine realistische Berufswahlvorberei- 
tung einen breiteren Vorstellungsraum der Jugendlichen über Berufe 
zu eröffnen. Besonders wichtig ist jedoch die berufliche Beratung, die 
versucht, im Einzelfall mit den Jugendlichen alternative Berufsvorstel- 
lungen zu entwickeln und unzweckmäßige Fixierungen auf einzelne 
Berufe zu überwinden; diese Bemühungen müssen allerdings von den 
Eignungsvoraussetzungen der Jugendlichen ausgehen. Auch die an- 
schließende Ausbildungsvermittlung versucht, alternative Vermitt- 
lungsvorschläge zu unterbreiten, soweit dies wegen des örtlichen An- 
gebots an Ausbildungsstellen möglich ist. Zudem wird durch Anzeigen 
in den örtlichen Zeitungen auf freie Ausbildungsplätze in weniger 
bekannten Berufen hingewiesen. 

34. Abgeordneter 
Hölscher 
(FDP) 


35. Abgeordneter 
Hölscher 
(FDP) 


Welche Auswirkungen hätte die Rückkehr von 
4,7 Millionen Ausländem auf die Wirtschaftslage 
der Bundesrepublik Deutschland unter anderem 
durch den Fortfall der Konsumnachfrage und den 
Ausfall von Steuereinnahmen, Sozialversichemngs- 
abgaben etc.? 

Ließen sich bei der Rückkehr von 4,7 MiUionen 
Ausländem die freiwerdenden Arbeitsplätze durch 
deutsche Arbeitnehmer besetzen, und wenn nicht, 
welche Folgen entstünden für die deutsche Wirt- 
schaft? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dreßler 
vom 5. Juli 

Im Hinblick auf Ihre Fragestellungen ist festzuhalten, daß die Bundes- 
regierung eine zwangsweise Rückgliederung von Ausländem nicht er- 
wägt. Ein derartiger Kurs der Ausländerpolitik wäre moralisch nicht 
vertretbar, ökonomisch unsinnig und angesichts der verfestigten arbeits- 
erlaub nis- und aufenthaltsrechtlichen Positionen, über die ein Großteil 
der Ausländer verfügt, nicht realisierbar. Überdies wären Diskussionen 
über derartige Maßnahmen schädlich, weil sie der ausländischen Be- 
völkemng Unsicherheit und Angst brächten. 

Eine Rückkehr von nahezu 4,7 Millionen Ausländem würde die wirt- 
schaftliche Situation in der Bundesrepublik Deutschland nachhaltig 
beeinflussen. Die Auswirkungen auf Teilbereiche lassen sich jedoch 
wegen der wechselseitigen Abhängigkeit dieser Bereiche — beispiels- 
weise von Nachfrage und Angebot oder von Einnahmen und Ausga- 
ben des Staats und der Sozialversicherung - und wegen der außen- 
wirtschaftlichen Verpflechtung nicht im einzelnen darstellen; während 
insbesondere bei einer Rückkehr innerhalb eines kurzen Zeitraums 
mit Sicherheit mit nachteiligen Folgen zu rechnen wäre, würden sich 
bei einem allmählichen Rückgang der Ausländerzahl durch entspre- 
chende Anpassungsvorgänge nachteilige Auswirkungen zumindest 
teilweise vermeiden lassen. 

Bei einer Rückkehr der 2,1 Millionen derzeit in der Bundesrepublik 
Deutschland abhängig beschäftigten Ausländer wäre eine Besetzung 
der freiwerdenden Arbeitsplätze durch Deutsche sicherlich nur be- 
grenzt möglich, vor allem, wenn die Rückkehr innerhalb eines kurzen 
Zeitraum erfolgte. Ernste Gefährdungen der Produktionsleistung ver- 
schiedener Wirtschaftszweige — wie beispielsweise des Bergbaus und 
des Gaststättengewerbes — wären dann die Folge. Dabei muß berück- 
sichtigt werden, daß sich die Gegebenheiten der Ausländerarbeits- 
plätze und die Eigenschaften der deutschen Arbeitslosen nur teilweise 
entsprechen. Hinzuweisen ist auf die große Zahl von älteren Arbeits- 
losen, von Arbeitslosen mit gesundheitlichen Einschränkungen, von 
Arbeitslosen mit Büroberufen und von arbeitslosen Frauen, die ledig- 
lich eine Teilzeitbeschäftigung suchen. Hinzu kommt, daß Arbeitslose 
nach allen Erfahrungen — beispielsweise wegen der Erwerbstätigkeit 
des Ehegatten oder des Schulbesuchs der Kinder — nur in begrenztem 
Maß regional mobil sind. Im übrigen ging durch den Anwerbestopp von 
1973, an dem die Bundesregiemng uneingeschränkt festhält, die Aus- 
länderbeschäftigung stark zurück; dadurch wurde der Arbeitsmarkt 
beträchtlich entlastet. Viele Ausländer, die hier leben, aber noch 
nicht beschäftigt sind, können eine Arbeitserlaubnis nur erhalten, 
wenn deutsche Arbeitslose für die gewünschte Tätigkeit nicht zur 
Verfügung stehen. 


36. Abgeordneter 
Pohlmann 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregiemng die Zukunft des 
Hörgeräteakustikerhandwerks angesichts der Tat- 
sache, daß das Institut für angewandte Wirtschafts- 
forschung Tübingen und das Deutsche Handwerks- 
institut München übereinstimmend Betriebsrenditen 
von 8,5 V. H. bzw. 8,2 v. H. ermittelt haben, durch 
das Kostendämpfungs-Ei:gänzungsgesetz aber die 
Hörgeräteabgabepreise des Jahrs 1981 bis zum 
31. Dezember 1983 festgeschrieben sind und das 
bei einer allgemeinen Kostensteigemng von ca. 
5 V. H. jährlich? 


37, Abgeordneter Sieht die Bundesregiemng nicht die Gefahr, daß das 
Pohlmaim bisher rentabel arbeitende Hörgeräteakustikerhand- 

(CDU/CSU) werk infolge dieser Abgabefestpreise bald rote Zah- 

len schreiben wird? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dreßler 
vom 7. Juli 

Aus den beiden von Ihnen angesprochenen Arbeiten — einer von der 
Bundesinnung der Hörgeräteakustiker angeregten Untersuchung des 
Deutschen Handwerksinstituts, München, aus dem Jahr 1980 und einer 
Marktstrukturuntersuchung über Hörgeräte durch das Institut für ange- 
wandte Wirtschaftsforschung, Tübingen, im Auftrag des Bundesmini- 
steriums für Arbeit und Sozialordnung aus dem Jahr 1981 — läßt sich 
entnehmen, daß einspartige Hörgeräte-Akustik-Unternehmen im Jahr 
1978 im Durchschnitt ein kalkulatorisches Betriebsergebnis von 
8,2 V. H. erzielt haben; in absoluter Höhe belief sich dieses Ergebnis 
auf 102 902 DM, da der durchschnittliche Umsatz je Unternehmen 
— nach beiden Studien — in diesem Jahr 1 254 900 DM beträgt. Die 
von Ihnen ebenfalls genannte Zahl von 8,5 v. H. bezieht sich dagegen 
auf den in einspaltigen Unternehmen im Durchschnitt bereits bei der 
Ermittlung des Betriebsergebnisses unterstellten kalkulatorischen Un- 
temehmerlohn. Vor dem Hintergrund dieser Ertragsverhältnisse ist ver- 
tretbar, die Preise nach Auslaufen der gegenwärtig gültigen Verträge 
zwischen Krankenkassen und Hörgerät e-Akustikem — in der Regel 
zum 30. Juni 1982 — bis Ende 1983 einzufrieren. 

Der Bundesregierung ist bewußt, daß die Preisfestschreibung für 
1 V 2 Jahre je nach Betriebssituation zu unterschiedlichen Belastungen 
führen kann. Angesichts der vom Handwerksinstitut München getrof- 
fenen Feststellung, „daß die v tersuchten Betriebe ... im Durchschnitt 
eine volle Kostendeckung und gute Kapitalverzinsung erreichten und 
daß auch echte Gewinne erzielt werden konnten“, sowie die Tatsache, 
daß das Kostendämpfungs-Ergänzungsgesctz erhebliche Belastungen für 
die Versicherten mit sich brachte, mußten auch die Lieferanten von 
Hilfsmitteln wie die Hörgeräteakustiker einen Beitrag zur Kosten- 
dämpfung leisten. Die Bundesregierung geht nicht davon aus, daß das 
Hörgeräteakustiker-Handwerk durch das K ostendämpf ungs-Ergänzungs- 
gesetz unzumutbar belastet wird, und erwartet, daß das Hörgeräte- 
akustiker-Handwerk — in Anpassung an die gegebenen Umstände — 
auch künftig rentabel arbeiten wird. 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, 
welche Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit 1980 
in den Bereichen Ausgaben für die gesamte Verwal- 
tung, für Arbeitslosengeld, für Arbeitslosenhilfe, für 
originäre Arbeitslosenhilfe, für Winterbau und Win- 
tergeld sowie für Umschulungsmaßnahmen hatte, 
und welche Einnahmen in dieser Zeit durch Beiträge 
der Arbeitnehmer und Arbeitgeber, Winterbauum- 
lage sowie Zuschüsse des Bundes gegenüberstanden? 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft geben, 
welche Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit 1981 
in den Bereichen Ausgaben für die gesamte Verwal- 
tung, für Arbeitslosengeld, für Arbeitslosenhilfe, für 
originäre Arbeitslosenhilfe, für Winterbau und Win- 
tergeld sowie für Umschulungsmaßnahmen hatte, 
und welche Einnahmen in dieser Zeit durch Beiträge 
der Arbeitnehmer und Arbeitgeber, Winterbauum- 
lage sowie Zuschüsse des Bundes gegenüberstanden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dreßler 
vom 7. Juli 

Die Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit betrugen (jeweils in Millio- 
nen DM) in den Jahren 1980 1981 

für Durchführung der Fachaufgaben 

(Verwaltungskosten) 2909,236 3 120,993, 

Arbeitslosengeld 8 1 1 0,37 1 13 294,345 , 


38. Abgeordneter 

Kolb 

(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter 

Kolb 

(CDU/CSU) 
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Winterbau 

Wintergeld 

Förderung der beruflichen Bildung 
(Fortbildung, Umschulung, Einarbeitung) 

— Sachkosten 

— Unterhaltsgeld 


90,457 81,869, 

857,302 670,247, 


938,238 1 149,743, 
1497,836 2 120,515. 


Ergänzend ist zu bemerken, daß die Kosten der beruflichen Umschu- 
lung nur bei den Sachkosten gesondert '>tgehalten werden; sie betru- 
gen 1980 268,1 Millionen DM und 198l 374,9 Millionen DM. Dem- 
gegenüber liegen keine Angaben vor, welcher Anteil der Ausgaben für 
Unterhaltsgeld an Umschüler gezahlt worden ist. 

Die Aufwendungen für die Arbeitslosenhilfe wurden 1980 für Bezieher 
von Anschlußarbeitslosenhilfe in Höhe von 1539,985 Millionen DM 
von der Bundesanstalt für Arbeit und für Bezieher von originärer 
Arbeitslosenhilfe in Höhe von 362,894 Millionen DM vom Bund getra- 
gen. Im Jahr 1981 trug der Bund die Kosten der Arbeitslosenhilfe 
allein, und zwar in Höhe von 2849,987 Millionen DM. 


Einnahmen der Bundesanstalt für Arbeit betrugen (jeweils in Millio- 
nen DM) in den Jahren 1980 1981 

auf Grund von Beiträgen 17321,187 18 139,756, 

Winterbau-Umlage 906,102 880,514, 

Bundeszuschuß 1 840,028 8 208,849. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


40. Abgeordneter 
Popp 
(FDP) 


Entspricht es den Tatsachen, daß in Bayern prozen- 
tual und absolut mehr Mediziner zum Grundwehr- 
dienst als Sanitätsoffiziere eingezogen werden, als 
in den übrigen Bundesländern, und was gedenkt die 
Bundesregierung im Sinn einer größeren Wehrtüch- 
tigkeit diesbezüglich zu unternehmen? 


41. Abgeordneter Welche Gründe gibt es für die regional unausgewo- 

Popp genen Einberufungszahlen, und welche Möglichkeit 

(FDP) der Zusammenarbeit mit den Universitäten gibt es 

für die Kreiswehrersatzämter zur Erfassung von 
Hochschulabsolventen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Penner 
vom 6. Juli 

Der Bedarf der Bundeswehr wird mit dem Ziel einer gleichmäßigen 
Ausschöpfung entsprechend dem jeweiligen Anteil an verfügbaren 
Wehrpflichtigen in den Wehrbereichen gedeckt. 

Das Bundeswehrverwaltungsamt steuert die Einberufungen zentral 
und wertet auch den Bestand an verfügbaren Medizinern vierteljährlich 
anhand eines Datenauszugs aus. 

Jedem Wehrbereich werden soviel Stellen zur Bedarfsdeckung zuge- 
wiesen, wie seinem Anteil an Verfügbaren entspricht. 

Der Grundsatz der gleichmäßigen Ausschöpfung kann dazu führen, 
daß in einem Quartal in einem Bundesland wegen eines dort konkret 
vorhandenen höheren Verfügungsbestands — absolut gesehen — ein 
höherer Anteil an verfügbaren approbierten Medizinern einberufen 
werden muß. 

Insgesamt wird jedoch angesichts des bestehenden Mangels an Sani- 
tätsoffizieren jeder verfügbare approbierte Arzt zur militärfachlichen 
Verwendung einberufen. Schon das führt bundesweit zu einer gleich- 
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mäßigen Heranziehung. Gleichwohl wird das Bundesverteidigungs- 
ministerium diese Verwaltungspraxis nochmals überprüfen. Über das 
Ergebnis werde ich Sie unterrichten. 

Die Wehrüberwachung der für das Medizinstudium zurückgestellten 
Wehrpflichtigen durch die Kreiswehrersatzämter ist besonders eng- 
maschig. Als zusätzliche Kontrolle erhalten die Wehrbereichsverwal- 
tungen von den Approbationsstellen regelmäßig die Namenslisten der 
dort neu zugelassenen Ärzte. Schleswig-Holstein und das Saarland 
verweigern dies allerdings unter Berufung auf den Datenschutz; das 
Land Nordrhein-Westfalen lehnt in diesem Punkt die Zusammenarbeit 
bisher noch wegen des Verwaltungsaufwands ab. Das Bundesverteidi- 
gungsministerium ist bemüht, eine Änderung dieser Haltung herbei- 
zuführen. 


42. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Stationierung von Waffen, die 
Kretkowski zum atomaren „Erstschlag“ ohne Zweitschlagrisiko 

(SPD) verwendet werden können, den objektiven Tatbe- 

stand einer verfassungswidrigen friedensstörenden 
Handlung im Sinn von Artikel 26 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes erfüllt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Penner 
vom 6. Juli 

Ost und West verfügen über eine gesicherte Zweitschlagfähigkeit. 


43. Abgeordneter 
Gerstl 
(Passau) 
(SPD) 


Trifft es zu, daß Bundeswehreinheiten zu Übungen 
mit dem scharfen Schuß im NATO-Ausland in der 
Regel die erfahrensten und erfolgreichsten Schützen 
und Führungskräfte entsenden, um dann im Ver- 
gleich mit den Trefferergebnissen anderer nationaler 
Einheiten und NATO-Verbänden ein möglichst vor- 
teilhaftes Bild zu erreichen? 


Antwort'des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Penner 
vom 6. Juli 

Bei den Teilstreitkräften Heer und Marine nehmen jeweils Einheiten 
oder Verbände an Übungen mit dem scharfen Schuß im NATO-Aus- 
land mit dem Ziel teil, den Ausbildungsstand der gesamten Einheit 
oder des Verbands zu verbessern. Weder besondere Schützen noch das 
Führungspersonal werden speziell ausgesucht. Vergleiche von Schieß- 
ergebnissen im NATO-Rahmen finden lediglich beim Waffensystem 
LANCE (Heer) statt. 

Bei der Teilstreikraft Luftwaffe erfolgt die Auswahl des Personals 
zur Teilnahme an Übungen mit dem scharfen Schuß im NATO-Aus- 
land nach unterschiedlichen Kriterien. Bei den PERSHING-Verbän- 
den muß jede Kampfbesatzung ihr Jahresschießen absolvieren. Bei 
den FlaRak-Verbänden NIKE und HAWK bilden etwa ein Drittel des 
Einsatzpersonals die Schießmannschaft, wobei eine Zusammensetzung 
aus erfahrenem und weniger erfahrenem Personal die Regel ist. Die 
bei den Übungen erzielten Gesamtleistungen, die die Trefferergebnisse 
einschließen, können im nationalen und im NATO-Bereich zu Ver- 
gleichen herangezogen werden. 

Eine sinnvolle Bewertung der Einzelleistungen ist jedoch nur im Zu- 
sammenhang mit den im Schießbericht aufgeführten Kommentaren 
möglich. 

44. Abgeordneter 
Gerstl 
(Passau) 

(SPD) 


Sind mehrfache Spitzenergebnisse bei Übungen mit 
dem scharfen Schuß bei den Stammeinheiten Beur- 
teilungskriterien für Kommandeure und Kompanie- 
chefs? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Penner 
vom 6. Juli 

Ergebnisse einzelner Einheiten oder Verbände bei Übungen mit dem 
scharfen Schuß können in die Beurteilung der Einheitsführer/Kom- 
mandeure einfließen; sie stellen jedoch keine festgelegten Beurteilungs- 
kriterien als solche dar. 


45. Abgeordneter 
Gerstl 
(Passau) 
(SPD) 


Sollten Spitzenergebnisse ein Beurteilungskriterium 
sein, wird geprüft, unter welchen Bedingungen die 
Ergebnisse erzielt wurden, und wie oft die heraus- 
ragenden Könner einer Einheit zum Erfolg einge- 
setzt wurden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Penner 
vom 6. Juli 


Der Eingang solcher Ergebnisse in die Beurteilung ist in das pflicht- 
gemäße Ermessen des beurteilenden Vorgesetzten gestellt. Ihm ob- 
liegt die Pflicht zu prüfen, welche Bedeutung diese Ergebnisse im Rah- 
men der Gesamtleistungsfähigkeit der Einheit haben. Es wird davon 
ausgegangen, daß die Vorgesetzten diese Prüfung sachgerecht und 
nach sorgfältiger Würdigung aller Umstände des Einzelfalls vorneh- 
men. 


46. Abgeordneter 
Gerstl 
(Passau) 
(SPD) 


Muß es nicht Ziel dieser kostspieligen, meistens im 
befreundeten Ausland stattfindenden Übungen sein, 
eine möglichst große Zahl von Schützen und Füh- 
rungskräften auszubilden, und ist es vertretbar, daß 
Abkommandierungen unter dem Gesichtspunkt des 
Ansehens von Einheiten und Einheitsfühj-ern ent- 
schieden werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Penner 
vom 6. Juli 

Die Ausbildung auf großer Breite ist Grundsatz bei der Ausbildungs- 
planung der Teilstreitkräfte. Die in Einzelfällen in der Vergangenheit 
bei FlaRak-Verbänden der Luftwaffe erfolgte Auswahl von Personal 
zu Übungen unter besonderer Berücksichtigung eines großen Anteils 
von erfolgreichen Teilnehmern an früheren Übungen wird auf Grund 
einschlägiger Regelungen nicht mehr praktiziert. 


47. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß Aufträge 
Stockleben im Zusammenhang mit der Bauunterhaltung von 

(SPD) Bundeswehrliegenschaften häufig an Firmen verge- 

ben werden, die keine oder nur wenige Auszubil- 
dende beschäftigen, weil diese im Vergleich zu 
Unternehmen, die Auszubildende beschäftigen oder 
verstärkt einstellen, ihre Leistungen preisgünstiger 
anbieten können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Penner 
vom 8. Juli 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, die den in Ihrer 
Frage angesprochenen Sachverhalt bestätigen. 


48. Abgeordneter 
Stockleben 
(SPD) 


Welche Anstrengungen will die Bundesregierung un- 
ternehmen, damit für die Bauunterhaltung von Bun- 
deswehrliegenschaften bevorzugt solchen Betrieben 
Aufträge erteüt werden, die bereit sind, Auszubil- 
dende zu beschäftigen oder verstärkt einzustellen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Penner 
vom 8. Juli 

Bauleistungen - auch für die Bauunterhaltung - werden durch die 
zuständigen Behörden der Finanzbauverwaltungen der Länder nach 
der „Verdingungsordnung für Bauleistungen (VOB)“ und dem „Ver- 
gabehandbuch für die Durchführung von Bauaufgaben des Bxmdes 
im Zuständigkeitsbereich der Finanzbauverwaltungen (VHB)“ vergeben. 
Die Vergabe darf nur im Wettbewerb an fachkundige, leistungsfähige 
und zuverlässige Bewerber zu angemessenen Preisen erfolgen. Diese 
Verfahrensgrundlagen entsprechen der haushaltsrechtlichen Forderung 
nach einer zweckmäßigen und wirtschaftlichen Deckung des Bedarfs 
an Bauleistungen. 


49. Abgeordneter Trifft es zu, daß das Bundesamt für Wehrtechnik 

Möllemann und Beschaffung (BWB) mehrere Kriegsdienstver- 

(FDP) weigerer eingestellt hat, und — zutreffendenfalls — 

auf welchen Dienstposten sind sie eingesetzt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Penner 
vom 6. Juli 

Auf Ihre Anfrage teile ich Ihnen mit, daß das Bundesamt für Wehr- 
technik und Beschaffung in Koblenz nach seinen und mir zur Ver- 
fügung stehenden Erkenntnissen keine Kriegsdienstverweigerer ein- 
gestellt hat. 


50. Abgeordneter 
Berger 
(Lahnstein) 
(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung dazu bewogen, die 
Schrift „Demokratische Verantwortung, Band 5 
Titel: Das KFAZ, ein Instrument des Friedens- 
kampfes“ in der es auf Seite 94 heißt, ,,In diesem 
Zusammenhang ist es wichtig, daß der Adressat die 
Streit kräfte ebenso wie die Friedensbewegung als 
zwei unverzichtbare heute zueinander gehörende 
Faktoren unserer nationalen Sicherheit und des 
Friedens erkennt und begreift“, auf Kosten der 
Steuerzahler durch das Streitkräfteamt der Bundes- 
wehr an Lehrer und Jugendoffiziere verteilen zu 
lassen, und was hat diese Aktion gekostet? 


51. Abgeordneter 
Berger 
(Lahnstein) 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Au- 
toren dieser Schrift, die in ihren didaktischen und 
methodischen Handreichungen auf Seite 89 sagen, 
„Nachdem sich die Friedensbewegung in der Bun- 
desrepublik Deutschland zu einer von vielen demo- 
kratischen gesellschaftlichen Kräften getragenen 
Erscheinung entwickelt hat, gibt es - gemeint ist 
wohl gilt es — in besonderem Maß jene Kräfte in 
der Friedensbewegung, die andere verfassungs- 
mäßige Grundsätze, vor allem aber auch andere 
Zielvorstellungen mit dem Begriff Frieden ver- 
binden zu erkennen. Dies muß auch deshalb deut- 
lich gemacht werden, damit die Vorurteile und Mög- 
lichkeiten einer Diskreditierung des demokratischen 
Anteils der Friedensbewegung ausgeschlossen wer- 
den“? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Penner 
vom 6. Juli 

Das Bundesverteidigungsministerium hat einen Teil der Auflage der 
angesprochenen Broschüre gekauft, um durch ihre Verteüung an Multi- 
plikatoren den Informationsstand über Verteidigungsprobleme zu 
verbessern. Hierzu sind Haushaltsmittel in Höhe von 39 362,38 DM 
aufgewendet worden. 
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Die Bundesregierung identifiziert sich nicht mit jeder Einzelaussage. 
Maßstab für die Auswahl sind der sicherheitspolitische Bezug und die 
didaktische Aufbereitung eines Themas. 


Trifft die Meldung (ppp 24. Juni 1982) zu, daß ein 
Bundeswehrrekrut wegen seiner Teilnahme in Uni- 
form an einer Gedenkveranstaltung auf dem Gelän- 
de des ehemaligen Konzentrationslagers Dachau zu 
einer achttägigen Arrest strafe verurteilt worden ist, 
und wie beurteilt die Bundesregierung gegebenen- 
falls Strafe und Strafmaß? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Penner 
vom 8. Juli 

Es ist zutreffend, daß ein — zwischenzeitlich wegen Ablaufs seiner 
Dienstzeit aus der Bundeswehr ausgeschiedener — Soldat im Juni 1982 
von seinem zuständigen Disziplinarvorgesetzten wegen Teilnahme an 
einer politischen Veranstaltung in Uniform mit acht Tagen Disziplinar- 
arrest gemaßregelt wurde. Bei der angesprochenen Veranstaltung han- 
delte es sich um eine politische Veranstaltung im Sinn von § 15 Abs. 3 
des Soldatengesetzes. Soldaten war daher die Teilnahme in Uniform 
verboten. 

Die Disziplinarmaßnahme ist im Beschwerdeverfahren vom Truppen- 
dienstgericht, also einem unabhängigen Gericht, nach Art und Höhe 
bestätigt worden. 


52. Abgeordneter 
Conradi 
(SPD) 


53. Abgeordneter 
Conradi 
(SPD) 


Trifft es zu, daß der militärische Abschirm-Dienst 
(MAD) eine KZ-Gedenkfeier in Dachau „observiert“ 
hat? 


54. Abgeordneter Wer ist gegebenenfalls für die Anordnung einer sol- 
Conradi chen Observation verantwortlich, und wie beurteilt 

(SPD) die Bundesregierung diesen Vorgang? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Penner 
vom 8. Juli 


Die Gedenkfeier am 18. April 1982 in Dachau wurde vom Militärischen 
Abschirmdienst (MAD) nicht observiert. 


55. Abgeordneter Welche Bedeutung hat der Flughafen Essen-Mül- 
Reschke heim in militärischer Hinsicht für die nationale 

(SPD) Verteidigung oder im Rahmen der NATO-Ver- 

teidigungspläne? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Penner 
vom 8. Juli 

Eine militärische Nutzung des Flugplatzes Essen-Mülheim ist bisher 
nicht vorgesehen. 


56. Abgeordneter 
Wimmer 
(Neuss) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß bei den veranschlagten Haushalts- 
mitteln für das Waffensystem Alpha-Jet rund 
200 Millionen DM nicht ausgegeben werden können, 
und auf welche Ursache ist dieser Umstand zurück- 
zuführen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Apel 
vom 1 3. Juli 


Nach derzeitigem Erkenntnisstand werden rund 200 Millionen DM 
von dem im Haushalt 1982 für das Waffensystem Alpha-Jet veran- 
schlagten Mitteln in diesem Jahr nicht benötigt. Nach den bisherigen 
Feststellungen hat sich ergeben, daß die verantwortliche französische 
Behörde zu hohe Bedarfsprognosen gestellt hat. 
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Das Gesamtvolumen für die Beschaffung und die Aufteilung des noch 
benötigten Finanzbedarfs auf die einzelnen Jahre mußten neu festge- 
legt werden. Im Ergebnis führte dies zu einer Reduzierung der Gesamt- 
beschaffungskosten von 3671 Millionen DM auf 3505 Millionen DM; 
davon sind bereits 3045 Millionen DM gezahlt. 

Der geringere Mittelbedarf ergibt sich unter anderem aus veränderten 
Währungsparitäten, geringerem Aufwand für technische Änderungen 
während der Produktion, Umwandlung von Richtpreisen in Festpreise 
und Redixzierung des Ansatzes für Unvorhergesehenes. 


57. Abgeordneter 
Wimmer 
(Neuss) 
(CDU/CSU) 


Wurde zur Klärung dieses Sachverhalts im Bundes- 
verteidigungsministerium eine hausinterne Unter- 
suchung eingeleitet, und in welcher Intention wurde 
sie durch denjenigen, der sie veranlaßt hat, einge- 
setzt? 


Antwort des Bundesministers Dr. Apel 
vom 13. Juli 


Ais sich eine Minderausgabe beim Alpha-Jet-Programm abzuzeichnen 
begann, wurden die erforderlichen Prüfungen eingeleitet. Außerdem 
wurden drei nicht mit dem Vorhaben befaßte Angehörige des Hauses 
beauftragt, die Ursachen der Minderausgabe festzustellen. Diese Prüfung 
diente der Aufklärung des Sachverhalts. 


58. Abgeordneter 
Wimmer 
(Neuss) 
(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung in diesem Zu- 
sammenhang die bisherige Zusammenarbeit auf dem 
verteidigungstechnischen Gebiet vor allem im Hin- 
blick auf den technologischen Austausch für die 
bisherigen Kooperationsgebiete mit dem franzö- 
sischen Partner? 


Antwort des Bundesministers Dr. Apel 
vom 13. Juli 


Die Bundesregierung bewertet die bisherige Rüstungszusammenarbeit 
mit Frankreich positiv. 

Vor allem bei Flugzeugen und Lenkflugkörpern haben sowohl die 
Streitkräfte wie auch die Industrie von französischer Technologie 
profitiert. Wichtige Beispiele sind die Flugkörper HOT und MILAN 
sowie die Waffensysteme Roland und Transall, aber auch Alpha-Jet. 


59. Abgeordneter Wie hoch war der prozentuale Anteil der Wehr- 
Biehle pflichtigen, die aus dem Wehrbereich VI außerhalb 

(CDU/CSU) dieses Bereichs in den Jahren 1980, 1981 und 1982 

zu den jeweiligen Einstellungsquartalen heimatfem 
einberufen wurden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Penner 
vom 12. Juli 

Der Anteü der Wehrpflichtigen aus dem Wehrbereich VI, die in Stand- 
orte anderer Wehrbereiche einberufen wurden, betrug zu den Einbe- 


rufungsterminen 


Januar 

1980 

16,4 V. H. 

April 

1980 

11,6 V. H. 

Juli 

1980 

13,4 V. H. 

Oktober 1980 

11,1 V. H. 

Januar 

1981 

20,5 V. H. 

April 

1981 

10,9 V. H. 

Juli 

1981 

8,9 V. H. 

Oktober 1981 

9,6 V. H. 

Januar 

1982 

9,3 V. H. 

April 

1982 

9,5 y. H. 

Juli 

1982 

6,5 V. H. 
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Diese Einberufungen erfolgten überwiegend in die nördlicher gelegenen 
Standorte Hessens oder des südlichen Niedersachsens. 

Im Wehrbereich III schwankten diese Prozentzahlen in demselben 
Zeitraum zwischen 47,5 v. H. und 64,5 v. H., im Wehrbereich IV 
zwischen 5,6 v. H. und 40,4 v. H. sowie im Wehrbereich V zwischen 
26,4 V. H. und 41,8 v. H. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Famiiie und Gesundheit 


60. Abgeordneter 

Jung 

(Kandel) 

(FDP) 


Ist von seiten der Bundesregierung beabsichtigt, 
die durch Bundesgesetz festgelegten Regelsätze 
von derzeit 950 DM für die Gewährung von Sozial- 
hilfe bei Alleinerziehenden den gestiegenen Le- 
benshaltungskosten anzupassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grobecker 
vom 1. Juli 


Die für laufende Leistungen zum Lebensunterhalt außerhalb von Ein- 
richtungen maßgebenden Regelsätze der Sozialhilfe werden gemäß 
§ 22 Abs. 3 Satz 1 BSHG nicht durch Bundesgesetz, sondern von den 
zuständigen Landesbehörden oder die von^ ihnen bestimmten Stellen 
im Rahmen der sogenannten Regelsatz- Verordnung festgesetzt; ent- 
sprechendes gilt für notwendige Neufestsetzungen. 

Dabei sind die tatsächlichen Lebenshaltungskosten und örtliche Unter- 
schiede zu berücksichtigen. Der Regelsatz für den Haushaltsvorstand 
beträgt zur Zeit bundesdurchschnittlich 338 DM monatlich. Der in der 
Frage genannte Betrag von 950 DM ist deshalb nur verständlich, wenn 
Leistungen mitberücksichtigt werden, die nicht durch den Regelsatz 
abgegolten werden (laufende Leistungen für Unterkunft und Heizung). 

Die Anpassung der Regelsätze durch die zuständigen Landesbehörden 
ist durch das 2. Haushaltsstrukturgesetz für die Jahre 1982 und 1983 
ausgesetzt worden; an ihre Stelle ist zum 1. Januar 1982 und zum 
1. Januar 1983 eine jeweils dreiprozentige Anhebung der zu diesen 
Zeitpunkten geltenden Regelsätze im Gesetz selbst getreten (§22 
Abs. 4 BSHG). 

Was die Sozialhilfeleistungen bei Alleinerziehenden betrifft, so wird 
bei ihnen, sofern sie zwei oder mehr Kinder unter 16 Jahren betreuen, 
ein Mehrbedarf von 20 v. H. bzw. ab vier Kinder von 40 v. H. des maß- 
gebenden Regelsatzes anerkannt. Dies hat zur Folge, daß es zur Anpas- 
sung des Mehrbedarfs an gestiegene Lebenshaltungskosten keiner be- 
sonderen gesetzgeberischen Initiative der Bundesregierung bedarf. 

61. Abgeordneter Ist die am 26. Mai 1982 im Morgenmagazin des 

Paintner Westdeutschen Rundfunks aufgestellte Behauptung 

(FDP) richtig, Schlachtschweine würden nicht auf Rück- 

stände sogenannter Betablocker untersucht, die vor 
allem Herzkranken schaden könnten, und wie ist 
die Situation mit Betablockern auf dem Schweine- 
transport zu den Schlachthöfen zu beurteilen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grobecker 
vom 5. Juli 

Im Rahmen der Schlachttier- und Fleischbeschau wird auch auf die 
Anwendung von Betablockern untersucht; bei der Schlachttier- und 
Fleischbeschau ist insbesondere auch darauf zu achten, ob Beruhi- 
gungsmittel, also auch Betablocker, verabreicht worden sind. Bei be- 
gründetem Verdacht hat die zuständige Behörde eine Rückstands- 
untersuchung einzuleiten und die Schlachtung um 24 Stunden aufzu- 
schieben. Durch den Aufschub der Schlachtung wird wegen des schnel- 
len Abbaus der Betablocker im Körper der Schlacht tiere schon ein 
wesentlicher Verbraucherschutz erreicht. 
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Bei der Fleischbeschau werden derzeit Nachweisverfahren auf ihre 
praktische Verwendbarkeit zur Untersuchung von Fleisch bzw. von 
inneren Organen überprüft. Die vorliegenden Ergebnisse lassen eine 
allgemeine Beurteilung der Situation noch nicht zu. Nach Auskünften 
aus der Überwachung ist jedoch hinsichtlich der Verwendung von Beta- 
blockern für den Transport von Schweinen zum Schlachthof zu berück- 
sichtigen, daß diese Arzneimittel wegen der hohen Kosten und der nur 
verzögert einsetzenden Wirkung meist nur eingesetzt werden, wenn die 
Transporte länger als vier Stunden dauern. 

Für die Verhütung der illegalen Anwendung dieser auf dem Transport 
eingesetzten Arzneimittel ist die durch den Entwurf eines Ersten 
Gesetzes zur Änderung des Arzneimittelgesetzes (Drucksache 9/1598) 
angestrebte Änderung des Fleischbeschaugesetzes, die auch eine Kon- 
trolle der Transportmittel und Händlerställe zuläßt, von besonderer 
Bedeutung. 

62. Abgeordneter Wie stellt sich die Bundesregierung zum Vorschlag, 
Dr. Faltlhauser für Arzneimittel eine Preiskommission bzw. eine 
(CDU/CSU) Preisbildungsstelle sowie einen „Pharmaberatungs- 

dienst“ einzurichten? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Fülgraff 
vom 7. Juli 

Die Bundesregierung ist jederzeit bereit, sachliche Vorschläge zu wirt- 
schaftlich wichtigen Fragen gebührend zu prüfen. Sie ist jedoch nicht 
in der Lage, zu dem von Ihnen angesprochenen Vorschlag im einzelnen 
Stellung zu nehmen, da der Vorschlag in seinen einzelnen Komponen- 
ten nicht hinreichend klar ist. Generell ist indes folgendes zu bemerken: 

Sollte eine staatliche Reglementierung der Herstellerpreise für Arznei- 
mittel gemeint sein, so ist auf die wiederholten Erklärungen der Bundes- 
regierung zu verweisen, daß staatliche Preisregelungen grundsätzlich 
kein geeignetes Mittel der Wirtschaftspolitüc sein können. Hinsichtlich 
der Preisgestaltung für Arzneimittel hält die Bundesregierung an ihrer 
bisherigen Politik fest, die Kräfte des Markts unter anderem durch Her- 
stellung einer hinreichenden pharmakologisch-therapeutischen und 
preislichen Transparenz zu stärken. Die von der Bundesregierung beru- 
fene Transparenzkommission ist in diesem Sinn bereits seit einiger Zeit 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es Fälle von 
Arzneimittelparallelimporten gibt, in denen der 
Parallelimporteur nicht in der Lage ist, die Identität 
des importierten Arzneimittels mit dem in der Bun- 
desrepublik Deutschland zugelassenen oder als zuge- 
lassen geltenden Originalpräparat nachzuweisen, und 
wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen 
auf die Arzneimittelsicherheit? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Fülgraff 
vom 7. Juli 

Der Bundesregierung sind keine konkreten Fälle bekannt, die eine 
derartige Aussage begründen können. Allerdings ist generell festzu- 
stellen, daß nicht jeder am Verkehr mit Arzneimitteln teilnehmende 
Betrieb in der Lage ist, die Identität des vertriebenen Arzneimittels 
mit dem zugelassenen Modell nachzuweisen. Der Parallelimporteur 
— wie auch der vom pharmazeutischen Unternehmer autorisierte Groß- 
händler — dürfte regelmäßig nicht selbst zum Nachweis der Überein- 
stimmung zwischen Zulassung und konkretem Arzneimittel in der Lage 
sein, sondern sich auf die Angaben und Dokumente des Vor lief eranten 
verlassen. Das gilt sowohl für den vom Hersteller autorisierten Import 
als auch den Parallelimport. Auf die Ihnen bekannte Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs in Sachen Centrapharm und die kürz- 
liche Äußerung der EG-Kommission zur künftigen Behandlung von 
Parallelimporten darf ich hinweisen. 


tätig. 

63. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Adam- 

Schwaetzer 

(FDP) 
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64. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Adam- 

Schwaetzer 

(FDP) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der Bundes- 
republik Deutschland parallelimportierte Arznei- 
mittel vertrieben werden, die nicht der Erstzulas- 
sung oder der Registrierung im Bereich des Arznei- 
mittelgesetzes entsprechen, da die Zulassung im 
Ausland entweder noch andere (dort nicht dekla- 
rationspflichtige) Stoffe enthält oder der Haupt- 
wirkstoff im Ausland nach einem anderen Verfahren 
hergestellt oder nach einer anderen Methode stan- 
dardisiert wird, und wie beurteilt die Bundesre- 
gierung die Auswirkungen dieser Parallelimporte auf 
die Arzneimittelsicherheit in der Bundesrepublik 
Deutschland? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fülgraff 
vom 7. Juli 


Auch hier liegen der Bundesregierung bisher keine konkreten Informa- 
tionen vor, die ihr eine solche Feststellung erlaubten. Sie hält indessen 
den dargestellten Sachverhalt nach den Ausführungen zu Frage 63 
grundsätzlich für möglich. Auswirkungen auf die Arzneimittelsicher- 
heit könnten nur im konkreten Einzelfall beurteilt werden. Ihnen muß 
im Rahmen der Überwachung begegnet werden. Im übrigen ist festzu- 
stellen, daß den Importeur aus allgemeinen von der Rechtsprechung 
entwickelten Grundsätzen eine besondere Sorgfaltspflicht trifft, die 
daraus resultiert, daß er das importierte Arzneimittel erstmals im Be- 
reich der Bundesrepublik Deutschland in den Verkehr bringt. 


65. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Adam- 

Schwaetzer 

(FDP) 


Ist der Bundesregierung bekannt , daß das Bundesge- 
sundheitsamt Änderungsanzeigen für parallelimpor- 
tierte Arzneimittel akzeptiert, die den Hersteller 
oder den Herstellungsprozeß betreffen, ohne daß 
der Parallelimporteur im Besitz der Herstellungs- 
unterlagen wäre, so daß hier eine Umgehung der 
Vorschriften des Arzneimittelgesetzes über das In- 
verkehrbringen von Arzneimitteln toleriert wird, 
und wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen dieser Praxis auf die Arzneimittelsicher- 
heit? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fülgraff 
vom 7. Juli 


Das Bundesgesundheitsamt nimmt jede Änderungsanzeige gemäß § 29 
des Arzneimittelgesetzes (AMG) entgegen. Das AMG räumt ihm, abge- 
sehen von Bezeichnungsänderungen, die nach § 29 Abs. 2 AMG zu 
behandeln sind, keine Ermächtigung zur Zurückweisung von derartigen 
Anzeigen ein. Dem Gesamtsystem der Überwachungsvorschriften nach 
dem AMG entsprechend bestätigt das Amt lediglich den Eingang der 
Änderungsanzeige und leitet eine Zweitschrift an die zuständige Landes- 
behörde weiter, die unter anderem die weitere Verkehrsfähigkeit des 
Arzneimittels zu prüfen hat. Im übrigen wird der pharmazeutische 
Unternehmer bei der Eingangsbestätigung regelmäßig darauf aufmerk- 
sam gemacht, daß mit der Eingangsbestätigung über die Zulässigkeit 
des Vertriebs des Arzneimittels nicht entschieden worden ist. 


66. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Adam- 

Schwaetzer 

(FDP) 


Wie gedenkt die Bundesregierung die Arzneimittel- 
sicherheit für parallelimportierte Arzneimittel ins- 
gesamt sicherzustellen, im Hinblick darauf, daß der 
Inverkehrbringer - also der Parallelimporteur — 
in der Lage sein muß, die vom Arzneimittelgesetz 
vorgeschriebenen Nachweise über die Identität und 
die Qualität zu führen bzw. im Hinblick auf die 
Funktionsfähigkeit der Überwachung der Arznei- 
mittelsicherheit durch die Landesbehörden, vor 
allem dann, wenn der Inhaber der Erstzulassung 
oder der Registrierung und der Parallelimporteur 
ihren Sitz nicht im gleichen Bundesland haben? 


27 



Drucksache 9/1844 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fülgraff 
vom 7. Juli 

Die Bundesregierung hält die arzneimittelrechtlichen Vorschriften als 
Grundlage einer sachgerechten und den Sicherheitserfordemissen Rech- 
nung tragenden Praxis für ausreichend. Die Bundesregierung prüft zur 
Zeit, welche Möglichkeiten bestehen, Parallelimporte von einem ver- 
einfachten Zulassungsverfahren durch den Parallelimporteur abhängig 
zu machen, wobei allerdings auf die Unterlagen des Erstantragstellers 
weitgehend Bezug genommen werden dürfte. Dieses Problem steht im 
Zusammenhang mit der generellen Problematik der Zweitantragsteller. 
Von Bedeutung ist, daß eine gesundheitlich, wirtschaftlich und prak- 
tisch befriedigende Behandlung der Parallelimporte in der Bundesre- 
publik Deutschland die intensive Mitwirkung der Länderbehörden vor- 
aussetzt, weil die Überwachung des Verkehrs mit Arzneimitteln in ihren 
Kompetenzbereich fällt. 

Die Zusammenarbeit der zuständigen Landesbehörden ist durch den 
Grundsatz gegenseitiger Amtshüfe (§ 68 AMG) bestimmt, die mit 
Erfolg praktiziert wird. Die Behörden unterrichten sich unverzüglich 
bei Zuwiderhandlungen und in Verdachtsfällen und unterstützen sich 
bei der Ermittlungstätigkeit. 

Worauf stützt die Bundesregierung die Feststellung 
in der Antwort auf meine schriftliche Frage (Druck- 
sache 9/1808, Frage 74), daß die Verbesserung des 
Kindergelds seit der Reform des Familienlasten- 
ausgleichs 1975 die Zahl der Sozialhilfeempfänger 
geringer gehalten habe, nachdem die Zahl der 
Sozialhilfeempfänger unter 18 Jahren von 577 000 
in 1974 auf 605 000 in 1980 gestiegen ist, trotz 
Rückgangs der Zahl der unter 18jährigen von 
16,4 Millionen Ende 1973 auf 14,5 Millionen Ende 
1979? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Fülgraff 
vom 7. Juli 

Die Bundesregierung stützt ihre Feststellung auf die Tatsache, daß Ein- 
kommensverbesserungen bei Sozialhilf ee mp fangern - dazu gehören 
auch Kindergeld erhöhungen — die Sozialhilfe entlasten und die Zahl 
der Hüfeempfänger vor allem insoweit reduzieren, als laufende Hilfe 
zum Lebensunterhalt nur in geringer Höhe bezogen worden ist. Daß 
sich trotzdem die Zahl der Hilfeempfänger unter 18 Jahren von 1974 
bis 1980 absolut gesehen erhöht hat, geht auf Faktoren mit gegen- 
läufiger Wirkung zurück. Dazu dürften besonders, was die Hüfe zum 
Lebensunterhalt angeht, die nachteilige Situation für Jugendliche auf 
dem Arbeitsmarkt, die Zunahme der bedürftigen Alleinerziehenden 
mit Kindern und die vermehrte Inanspruchnahme durch Ausländer 
gehören. Hinzukommt, daß die Zahl der Behinderten unter 18 Jahren, 
die Eingliederungshilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) in 
Anspruch genommen haben, von 1974 bis 1980 stark zugenommen hat. 


67. Abgeordnete 

Frau 

Geier 

(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


68. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Skarpelis- 

Sperk 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung die Äußerungen des 
baden-württembergischen Ministers für Wirtschaft, 
Mittelstand und Verkehr, Eberle, bekannt, der an- 
läßlich der Verkehrsfreigabe der Autobahn A 98 bei 
Stockach äußerte, „Stockach darf nicht Endpunkt 
der A98 am Bodensee sein. Die Landesregierung 
ist nach wie vor davon überzeugt, daß zwischen 
Stockach und Wangen eine leistungsfähige vier- 
spurige Straßenverbindung notwendig ist“ (Lin- 
dauer Zeitung vom 5. Juni 1982), und ist sie bereit, 
erneut festzustellen, daß der Bau der B31 neu in 
der bisherigen Dringlichkeitsstufe bleibt? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Rehm 
vom 1. Juli 

Ja, die von Ihnen zitierte Aussage von Minister Eberle ist der Bundes^ 
regierung bekannt. 

Die geplanten Ortsumgehungen im Zug der B 31 neu zur Entlastung 
der bestehenden Ortsdurchfahrten entlang des nördlichen Bodensee- 
ufers sind alle in der Stufe I des Bedarfsplans für die Bundesfemstraßen 
enthalten. Zudem hat der Bundesverkehrsminister diese Projekte mit 
Ausnahme der Verlegung bei Hagnau in die Baustufe I a aufgenommen. 
Eine Änderung dieser Prioritätenreihung ist nicht vorgesehen. 

69. Abgeordnete Kann sie einen ungefähren Zeitpunkt für den Be- 
Frau ginn der Bauarbeiten nennen? 

Dr. Skarpelis- 

Sperk 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rehm 
vom 1. Juli 

Der Baubeginn der vorgenannten Maßnahmen steht unter dem Vor- 
behalt des rechtzeitigen Vorliegens der planungsrechtlichen Voraus- 
setzungen und der Bereitstellung der Finanzmittel. 

V oraussicht lieber 
Baubeginn 


B31 Stockach— Überlingen nach 1985 

B 3 1 Verlegung bei Meersburg 1983 

B 31 Verlegung bei Friedrichshafen 

(Immenstaad -B 30 n) nach 1985 

B 31 Verlegung bei Eriskirch 1984 

B 31 Verlegung bei Kressbronn 1985 

B 3 1 V erlegung Lindau — Landesgrenze Baden-Würt temberg 1985 


70. Abgeordnete 
Frau 
Fromm 
(FDP) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung nach 
der nahezu einstimmig gebilligten Resolution des 
Verkehrsausschusses des Europäischen Parlaments 
zur Entwicklung einer integrierten europäischen 
Flugsicherung im Rahmen der Europäischen Ge- 
meinschaft ergreifen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rehm 
vom 1. Juli 


Die Einbeziehung der Aufgaben EUROCONTROL’s in den EWG-Ver- 
trag hat keine Aussicht auf einstimmige Zustimmung bei den sieben 
EUROCONTROL-Staaten. Die Folge eines solchen Vorgehens wäre 
im übrigen die Auflösung der selbständigen internationalen Organisa- 
tion „EUROCONTROL“. Hierzu besteht aus sachlichen Gründen 
keine Notwendigkeit. 


71. Abgeordnete 
Frau 
Fromm 
(FDP) 


Was hat die Bundesregierung veranlaßt, den für die 
Nationalisierung von EUROCONTROL vorgesehenen 
Termin, den 1. März 1983, aufzugeben und den 
1. Januar 1984 als neuen Übergabetermin der Karls- 
ruher Kontrollzentrale an die Bundesanstalt für 
Flugsicherung anzugeben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rehm 
vom 1. Juli 


Die Kontrollzentrale Karlsruhe wird in die Zuständigkeit der Bundes- 
anstalt für Flugsicherung übergehen, wenn das Änderungsprotokoll zur 
Konvention EUROCONTROL mit der neuen Aufgabenstellung für die 
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Organisation EUROCONTROL in Kraft tritt. Die Bundesregierung geht 
bei ihren weiteren Überlegungen von einem Inkrafttreten des Ände- 
rungsprotokolls spätestens am 1. Januar 1984 aus, weil die der Ratifi- 
kation zugrunde zu legende Schlußakte mit einem Jahr Verspätung 
erst im März 1982 vorgelegt wurde und die Ratifikation des geltenden 
EUROCONTROL-Übereinkommens Anfang der 60er Jahre etwa 
zwei Jahre in Anspruch nahm. 


72. Abgeordneter 
Müller 
(Wesseling) 
(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, wonach die Deutsche Bun- 
desbahn (DB) sich weigert, dem Verkehrsverbund 
Rhein-Sieg beizutreten, und wenn ja, aus welchen 
Gründen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahne 
vom 6. Juli 


Wie bei anderen Verkehrsverbünden wirken Deutsche Bundesbahn (DB) 
und Bundesverkehrsministerium zur Zeit bei den vorbereitenden Ar- 
beiten am Verkehrs- und Tarifverbund Rhein-Sieg (VRS) beratend mit. 
Aufschlüsse über das „Ob und Inwieweit“ einer Beteiligung der DB 
werden vom ÖPNV-Gut achten der Ingenieure für Verkehrsprognose 
und Verkehrsplanung (IVV) Aachen erwartet, das das Landesministe- 
rium für Verkehr Nordrhein-Westfalen in Auftrag gegeben hat und 
dessen Ergebnisse voraussichtlich Ende 1982/Anfang 1983 zur Ver- 
fügung stehen. 

Es besteht eine grundsätzliche Bereitschaft der DB zur Beteiligung 
am VRS. Diese ist aber, wie bei anderen Verkehrsverbünden, an fol- 
gende Voraussetzungen geknüpft: 

1. Im Verbundraum muß ein hohes Verkehrsaufkommen auf vorhan- 
denen, dichten Netzen verschiedener Verkehrsträger und Verkehrs- 
unternehmen bestehen sowie ein gewichtiger Umsteigeverkehr vor- 
handen sein. 

2. Die Beteiligung darf das Wirtschaftsergebnis der DB nicht ver- 
schlechtern. 

Da erst das ÖPNV-Gut achten zeigen wird, ob die genannten Voraus- 
setzungen beim VRS erfüllt werden können, stellt sich die Beitritts- 
frage zur Zeit nicht. 

Anders lautende Meldungen wären unzutreffend. 


73. Abgeordneter 

Merker 

(FDP) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch die Zahl 
der Wechselkennzeichen in der Schweiz zwischen 
zwei Personenkraftwagen und Personenkraftwagen/ 
Motorrad ist, und wie beurteilt die Bundesregierung 
die Auswirkxmgen dieser Praxis hinsichtlich der Ent- 
lastung der Spitzenverkehre? 


74. Abgeordneter 

Merker 

(FDP) 


Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, wel- 
chen Einfluß die Benutzung von Wechselkennzei- 
chen auf die Parkraumsituation in den Städten hat, 
und welche Folgerungen zieht sie gegebenenfalls 
daraus? 


75. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Einführung 
Merker von Wechselkennzeichen zur Verminderung des 

(FDP) Treibstoffverbrauchs geführt hat, und wenn ja, zieht 

sie ähnliche Regelungen in Betracht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahne 
vom 7. Juli 
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Die Zuteilung von Wechselschildem erfolgt in der Schweiz auf Grund 
der Verordnung über Haftpflicht und Versicherungen im Straßenver- 
kehr vom 20. November 1959., Artikel 13 bis 15. Danach darf ein 
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Wechselschild oder Wechselschilderpaar nur für höchstens zwei Motor- 
fahrzeuge gder für zwei Anhänger ausgegeben werden, wenn die beiden 
Fahrzeuge gleichartige Kontrollschilder tragen können. 

Die Inanspruchnahme von Wechselschildern ist nach Angabe der 
Schweizerischen Bundesregierung von Kanton zu Kanton sehr unter- 
schiedlich. Sie beträgt z. B. für Motorwagen und Anhänger im Kanton 
Bern 17 v. H. und im Kanton Schaffhausen 7 v. H. Dies hängt vor allem 
mit dem kantonalen Besteuerungssystem der Fahrzeuge zusammen. 
Genauere Angaben über die Zahl der ausgegebenen Wechselkennzeichen 
liegen nicht vor. 

Erkenntnisse darüber, welche Auswirkungen die Benutzung von Wech- 
selkennzeichen auf die Entlastung der Spitzenverkehre, die Parkraum- 
situation in den Städten oder den Treibstoffverbrauch hat, liegen nicht 
vor. Bei der Beurteilung der Auswirkimgen muß berücksichtigt werden, 
daß Wechselkennzeichen nur für solche Fahrzeuge in Betracht kommen, 
bei denen von vornherein feststeht, daß nur das eine oder nur das an- 
dere Fahrzeug im Straßenverkehr verwendet wird (z. B. das eine Kraft- 
fahrzeug für berufliche Zwecke, das andere für die Freizeit). Mithin 
kann davon ausgegangen werden, daß in der Regel diese Fahrzeuge 
auch ohne Wechselkennzeichen von dem betreffenden Halter nur alter- 
nativ benutzt werden und die Einführung von Wechselkennzeichen 
keine wesentliche Änderung bringen würde. 

Bei Einführung von Wechselkennzeichen würden also die Fahrleistungen 
und die Straßenbenutzung wahrscheinlich nicht geringer werden, wäh- 
rend andererseits die Einnahmen aus der Kraftfahrzeugsteuer und der 
Haftpflichtversicherung geringer sein würden. Bei dieser Beurteilung 
wird davon ausgegangen, daß auf die Kraftfahrzeugsteuer- und auf die 
Haftpflichtversicherungsprämie für das „Zweitfahrzeug“ verzichtet 
würde. 

76. Abgeordneter Welchen Planungsstand hat die B 426, Umgehungs- 
Pfeff ermann Straße Pfungstadt, bzw. wie weit ist das Linien be- 

(CDU/CSU) stimmungsverfahren nach § 16 FStrG gediehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Mahne 
vom 7. Juli 

Das 1980 für die Umgehungsstraße Pfungstadt im Zug der B 426 auf 
Landesebene eingeleitete Verfahren zur Einholung der landesplaneri- 
schen Stellungnahme im Rahmen der Raumordnung ist noch nicht 
abgeschlossen. Wie das Land auf Anfrage mitgeteilt hat, waren auf 
Anforderung der oberen Landesplanungsbehörde weitere Untersuchun- 
gen nötig. Außerdem sind die Stellungnahmen zu den aus Umwelt- 
schutzgründen gegen die vorgesehene Linie vorgebrachten Bedenken 
bei der hessischen Straßenbauverwaltung in Arbeit. Das Bundesver- 
kehrsministerium hofft, daß das Verfahren auf Landesebene bald ab- 
geschlossen werden kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

77. Abgeordneter Auf welchen zahlenmäßigen Grundlagen beruht die 
Dr.-Ing. Kansy Aussage des Bundesministers für innerdeutsche 
(CDU/CSU) Beziehungen, daß etwa 50 000 „republikflüchtige“ 

DDR-Bürger, die seit 1971 „illegal“ die DDR ver- 
lassen haben, keine Strafverfolgung mehr seitens 
der DDR-Behörden zu befürchten haben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wrede 
vom 1. Juli 

Bundesminister Franke hat in seiner Pressekonferenz am 21, Juni 1982 
unter anderem ausgeführt, daß von der am 1. Juli 1982 in Kraft treten- 
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den neuen Regelung etwa 50 000 Personen unmittelbar betroffen sein 
werden. 

Dabei handelt es sich um etwa 38 000 Personen, die nach den Unter- 
lagen des Bundesnotaufnahmeverfahrens in der Zeit vom 1. Januar 
1972 bis 31. Dezember- 1980 die DDR ohne Genehmigung verlassen 
haben oder von genehmigten Besuchsreisen nicht in die DDR zurück- 
gekehrt sind. Mit einer gewissen Dunkelziffer von Personen, welche 
die DDR unter den gleichen Umständen verlassen, aber das Bundes- 
notaufnahmeverfahren nicht durchlaufen haben, muß gerechnet wer- 
den. Diesem Personenkreis wird — mit Ausnahme jener Personen, 
denen die DDR Fahnenflucht zum Vorwurf macht - die Staatsbürger- 
schaft der DDR mit Wirkung vom 1. Juli 1982 aberkannt. Von einer 
Strafverfolgung wegen des ungenehmigten Verlassens der DDR wird 
abgesehen. 

Hinzu kommt eine unbekannte Zahl von außerhalb der DDR lebenden 
Abkömmlingen dieser Personen. Diese Abkömmlinge werden nach dem 
1. Juli 1982 von der DDR ebenfalls nicht mehr als Staatsbürger in An- 
spruch genommen. Eine Strafverfolgung kam und kommt bei ihnen 
— soweit sie nicht selbst zu dem vorgenannten Personenkreis gehören — 
ohnehin nicht in Betracht. 


78. Abgeordneter Ist nach diesen Angaben des Bvmdesministers für 
Dr.-Ing. Kansy innerdeutsche Beziehungen die Überlegung richtig, 

(CDU/CSU) daß seit 1971 monatlich knapp 100 Menschen „ille- 

gal“ die DDR verlassen haben müssen, da sowohl 
die vor 1971 aus der DDR geflohenen Menschen 
als auch die nach 1971 legal ausgereisten Rentner 
nicht zu der Gruppe der 50 000 gehören? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wrede 
vom 1. Juli 

Diese Hinweise geben keinen Grund zu der Annahme, daß seit 1971 
monatlich knapp 100 Menschen ohne Genehmigung die DDR verlassen 
haben müssen. 


79. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung in dem Umstand, daß 
— Pressemeldungen zufolge — der siebenjährige 
Sohn der wegen Republikflucht verurteilten, 1977 
wieder freigelassenen Loni Ewert von seinen Klas- 
senkameraden unter wohlwollender Beobachtung 
des Klassenlehrers bewußtlos geschlagen und mit 
Hakenkreuzen beschmiert worden ist, eine Methode 
der DDR zur Einschüchterung und Drangsalierung 
unbotmäßiger Bürger, und sind gegebenenfalls 
auch andere Fälle dieser Art bekannt geworden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wrede 
vom 1. Juli 


Der Bundesregierung sind keine Hinweise zu dem geschilderten Vorfall 
zugegangen. Da sie den Sachverhalt nicht nachprüfen kann, kann sie zu 
der Pressemeldung keine Stellung nehmen. 

Andere Fälle ähnlicher Art sind der Bundesregierung nicht bekannt ge- 
worden. 


80. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 
(CDU/CSU) 


Treffen Informationen zu, wonach die Grenzbehör- 
den der DDR - beispielsweise beim Grenzübergang 
Duderstadt/ Gerblingerode — in letzter Zeit aus der 
Bundesrepublik Deutshland in die DDR Einreisende 
oder aus der DDR in die Bundesrepublik Deutsch- 
land Ausreisende häufiger als bisher üblich ver- 
schärft kontrollieren und dabei auch vor schikanö- 
sen Methoden (stundenlanges Wartenlassen, Leibes- 
visitationen, Verhängung hoher Geldstrafen für ge- 
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ringfügige oder auch nur behauptete Verstöße gegen 
Devisen-, Einfuhr- oder Ausfuhrvorschriften der 
DDR unter anderem) nicht zurückschrecken? 

81. Abgeordneter Bejahendenfalls, welche Gegenmaßnahmen erwägt 
Dr. Klein die Bundesregierung bzw. hat sie ergriffen? 

(Göttingen) 

(CDU/CSU) 

Antwort des Bundesministers Franke 
vom 2. Juli 

Die Bundesregierung kann diese Informationen nicht bestätigen. Die 
KontroUpraxis der DDR-Behörden ist zwar, verglichen mit der Reisen- 
denabfertigung in westlichen Ländern, oft kleinlich. Im Hinblick auf 
die Zahl der Reisenden, die jährlich in und durch die DDR fahren, 
lassen die bei uns eingehenden Beschwerden jedoch nicht den Schluß 
zu, daß schikanöse Kontrollen zur Regel werden und mehr als nur 
Übergriffe einzelner Kontrollbeamter sind. 

Ich kann Ihnen versichern, daß die Bundesregierung weiterhin gravie- 
rende Einzelfälle von Bestrafungen gegenüber der DDR anspricht und 
die DDR auf unzumutbare Kontrollen hinweist, um eine Praxis zu 
erreichen, die dem üblichen internationalen Standard und unseren 
Vorstellungen entspricht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 

82. Abgeordneter Wieviel Projekte wurden in den einzelnen Sitzungen 
Dr. Probst der Arbeitsgruppe für Technologieentwicklung und 

(CDU/CSU) -transfer (gemäß BMFT/BMZ-Vereinbarung vom 
13. Juni 1976 und gemäß dem vorangegangenen 
Briefwechsel von 1971) bearbeitet, gegliedert nach 
den vier unterschiedlichen Projekt typen der Verein- 
barung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stahl 
vom 2. Juli 

Die Frage beantworte ich im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit wie folgt: 

Die Zahl der bewilligten Vorhaben beträgt 31. 

Davon entfallen auf den Projekt typ d (Entwicklung der Technologie 
im Inland) 27 Vorhaben, wobei in drei Fällen eine Erprobung und 
Anpassung im Entwicklungsland im Rahmen der Forschungsarbeiten 
vorgesehen ist. 

Vorhaben der Projekttyen a (Entwicklung von Technologien im Ent- 
wicklungsland) und b (Technologieanpassung im Entwicklungsland) 
wurden bisher nicht gefördert. 

In vier Fällen war die Technologieanpassung an die Bedürfnisse der 
Entwicklungsländer im Inland (Typ c) Gegenstand eines Forschungs- 
vorhabens. 

Insgesamt wurden in der Gemeinsamen Arbeitsgruppe etwa dreimal 
soviel Projektideen, -Vorschläge und -anträge bearbeitet, als später als 
gemeinsame Vorhaben bewilligt wurden. 


83, Abgeordneter 
Dr. Probst 
(CDU/CSU) 


Welche der Inlandsprojekte wurden in den einzelnen 
Sitzungen der Arbeitsgruppe für Technologieent- 
wicklung und -transfer bewilligt (Projektangabe 
entsprechend dem Förderkatalog)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stahl 
vom 2. Juli 

Die Frage beantworte ich im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit wie folgt: 

Die bewilligten Vorhaben und die Termine, zu denen sie in der Gemein- 
samen Arbeitsgruppe befürwortet wurden, ergeben sich aus der An- 
lage*). 

84. Abgeordneter Welche anderen Ergebnisse brachten die einzelnen 

Dr. Probst Sitzungen? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stahl 
vom 2. Juli 

Die Frage beantworte ich im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit wie folgt: 

Neben der Beratung von Projektideen, -Vorschlägen und -anträgen hat 
sich die Arbeitsgruppe regelmäßig mit der Abstimmung und Zusammen- 
arbeit zwischen beiden Häusern befaßt. 

Hierzu gehören der Erfahrungs- und Informationsaustausch über Pro- 
jekte im Inland und in den Kooperationsländem, Sektorgespräche 
über den Stand und das Potential neuer technologischer Entwicklun- 
gen sowie über Erfahrungen bei ihrem Einsatz in Entwicklungsländern, 
ferner Regionalgespräche über abgestimmtes Vorgehen beider Ministe- 
rien und über Möglichkeiten in der regionalen Zusammenarbeit und 
die gemeinsame Vorbereitung von internationalen Konferenzbeiträgen 
und Ausstellungen über das Thema „Technologien für Entwicklungs- 
länder“. 

Als besondere Ergebnisse der Sitzungen können die Schaffung von 
GATE (German Appropriate Technology Exchange) als einer auf den 
Technologietransfer in Entwicklungsländer spezialisierten Arbeitsein- 
heit in der Deutschen Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit 
(GTZ), die Ausarbeitung von Informationsmodulen für EntwicklungSr 
länder über einzelne Technologiebereiche und -ent Wicklungen, eine 
Bestandsaufnahme über den Technologietransfer in Industrie- und 
Entwicklungsländer, ein Modellversuch zur Innovationsberatung in 
Entwicklungsländern und Forschungsvorhaben zum Technologie- 
transfer sowie die verbesserte Nutzung des technologischen Know-hows 
der Großforschungseinrichtungen und der Projektträger des Bundes- 
ministeriums für Forschung und Technologie über die Arbeit der GTZ 
hervorgehoben werden. 


85. Abgeordneter Von welchen Branchen wird das 3 x 150 Millionen 
Börnsen DM Programm zur Förderung der Anwendung der 

(SPD) Mikroelektronik in Anspruch genommen, und wie 

ist die Größenaufteilung dieser Branchen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stahl 
vom 6. Juli 

Der Schwerpunkt der Anträge liegt bei Steuerungen für den Maschinen- 
bau, in der Meß- und Regeltechnik und bei Anwendungen zur Eneigie- 
einsparung. Diese Bereiche machen etwa 50 v. H. der Anträge aus. 
Rund 25 v. H. der Anträge kommen aus dem engeren Bereich der In- 
formationsverarbeitung (z. B. nachrichtentechnische Endgeräte, Büro- 
geräte). 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde auf Grund der Nummer 13 Satz 2 in Ver- 
bindung mit Nummer 1 Satz 3 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Frage- 
stunde und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Je etwa 5 v. H. der Anträge entfallen auf 
— den Kraftfahrzeugbereich 
— Haushaltsgeräte 

— Geräte für medizinische Anwendungen. 

86. Abgeordneter 
Börnsen 
(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stahl 
vom 6. Juli 

Die Bundesregierung hat ihre Zielsetzung, insbesondere kleine und mitt- 
lere Unternehmen bei innovativen Anwendungen der Mikroelektronik 
zu fördern, erreicht. 

Nach einer ersten Analyse wurden mehr als zwei Drittel der Anträge 
von kleinen und mittleren Unternehmen gestellt. Ca. 20 v. H. der Un- 
ternehmen sind nicht älter als zehn Jahre. Weniger als 10 v. H. der An- 
träge kommen von Unternehmen mit mehr als 500 Millionen DM Um- 
satz pro Jahr. 

Nach den bisher vorliegenden Angaben der Unternehmen beabsichtigen 
mindestens 20 v. H. der Antragsteller, für das Vorhaben zusätzliches 
Entwicklungspersonal einzustellen. 

Gewichtigere Beschäftigungseffekte sind zu erwarten, wenn die neu 
entwickelten Produkte in die Produktion gehen. 


Sieht die Bundesregierung bezüglich des bisherigen 
Mittelabrufs des 3x 150 Millionen DM Programms 
zur Förderung der Anwendung der Mikroelektronik 
ihre Zielsetzung bestätigt, die zukunftsorientierte 
Innovation bei kleinen und mittleren Firmen zu 
fördern, und kann sie bejahendenfalls über die 
Arbeitsplatzauswirkungen der begünstigten Firmen 
Auskunft geben? 


87. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung trotz des Fort- 
schritts der Arbeiten am Endlagerkonzept Gorleben 
auch noch andere Formationen, z. B. Granit, auf 
eine Eignung zur Endlagerung radioaktiver Abfälle 
überprüfen will, und wenn ja, warum? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stahl 
vom 9. Juli 


Die bisherigen langjährigen Untersuchungen zu den Eigenschaften von 
Salzformationen haben das seitens der Bundesregierung verfolgte Kon- 
zept bestätigt, daß radioaktive Abfälle, insbesondere wärmeproduzie- 
rende Abfälle aus Wiederaufarbeitungsanlagen in Salzformationen bzw. 
Salzstöcken sicher endgelagert werden können. Insbesondere für 
schwachradioaktive Abfälle aus der Medizin und der Isotopentechnik 
kann ein sicherer Einschluß grundsätzlich auch in anderen geologischen 
Formationen, z. B. in Festgesteinen, erreicht werden. 

Deshalb prüft die Bundesregierung als zusätzliche Möglichkeit der Be- 
seitigung radioaktiver Abfälle im Rahmen von Forschungsarbeiten 
auch andere Formationen als Salz auf ihre Eignung für die Endlagerung, 
wie dies dem Wunsch des Landes Niedersachsen und dem Beschluß des 
Deutschen Bundestags vom 10. Dezember 1981 entspricht. Nach Unter- 
suchungen der Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 
(BGR) kommt hierfür unter den Festgesteinen vor allem Granit in Fra- 
ge. Die Bundesregierung hat daher die BGR beauftragt, die vorliegenden 
Kenntnisse über die Granitvorkommen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land zusammenzustellen. Dies wird bis Anfang 1984 abgeschlossen sein. 
Parallel hierzu wird die Bundesregierung die Zusammenarbeit auf wis- 
senschafthcher Ebene mit der Schweiz zur Erkundung der wesentlichen 
Eigenschaften von Granit für die Endlagerung radioaktiver Abfälle un- 
terstützen. 

Es ist zu erwarten, daß die Beseitigung radioaktiver Abfälle in Granit 
in der zweiten Hälfte der 80er Jahre, in Verbindung mit Ergebnissen 


35 



Drucksache 9/1844 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


aus Granit Untersuchungen in anderen Ländern, insbesondere in Frank- 
reich, England, Schweden und USA, hinsichtlich ihrer technischen, 
sicherheitstechnischen und wirtschaftlichen Realisierbarkeit beurteilt 
werden kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


88. Abgeordneter 

Jung 

(Kandel) 

(FDP) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
das BAföG dahin gehend zu ändern, daß in den 
Fällen, in denen der geschiedene Ehepartner nach- 
w eisen kann, sich finanziell nicht an der Ausbildung 
der Kinder beteiligen zu können, nur das Ein- 
kommen des alleinerziehenden Elternteils ange- 
rechnet wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kuhlwein 
vom 2. Juli 


Das Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) setzt generell dann 
eine finanzielle Beteiligung der Eltern an den Kosten der Ausbildung 
toer Kinder nicht voraus, wenn die Eltern hierzu nicht in der Lage sind. 
Überschreitet das Einkommen der Eltern/eines Eltemteils die nach dem 
Familienstand, der Zahl zu versorgender Angehöriger und besonderen 
individuellen Belastungen bemessenen Freibeträge nicht, so wird ein 
Beitrag der Eltern nicht erwartet und darum der Bedarf des Auszubil- 
denden durch Leistungen nach dem BAföG gedeckt. Die Freibeträge 
sind vom Gesetzgeber so festgesetzt, daß den Eltern in aller Regel auch 
zugemutet werden kann, einen wesentlichen Teil des diese Beträge 
übersteigenden Einkommens für die Ausbildung ihrer Kinder — ent- 
sprechend ihrer Verpflichtung aus dem Unterhaltsrecht des BGB - ein- 
zusetzen. 

Die Scheidung der Ehe der Eltern berührt deren Unterhaltspflicht ge- 
genüber den gemeinsamen Kindern nicht. Dementsprechend wäre eine 
genereUe Freistellung des Einkommens eines geschiedenen Elternteils 
von der Anrechnung — mit der Folge erhöhter öffentlicher Leistungen 
an den Auszubildenden — sachlich nicht begründbar. Das gilt auch für 
die Fälle, in denen der Auszubildende bei dem anderen Elternteil 
lebt. 

Den besonderen Belastungen geschiedener Eltern, etwa durch die 
Führung von zwei Haushalten, wird schon durch die Höhe der Frei- 
beträge Rechnung getragen: Für sie sind in jedem Fall insgesamt 
2080 DM/Monat (1040 DM bei jedem Eltemteil) anrechnungsfrei, 
während bei bestehender Ehe dem Eltempaar 1 480 DM/Monat anrech- 
nungsfrei gestellt sind. Außergewöhnlichen weiteren Belastungen kann 
zudem im Rahmen eines Härtefreibetrags nach § 25 Abs. 6 BAföG 
Rechnung getragen werden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die geltenden förderungs- 
rechtlichen Regelungen der besonderen Problemlage der Auszubilden- 
den aus geschiedenen Ehen Rechnung tragen. Aus ihrer Sicht besteht 
insoweit kein Anlaß, eine Gesetzesänderung vorzuschlagen. 

Ergänzend weise ich darauf hin, daß die Bundesregierung zu der förde- 
rungsrechtlichen Situation der Kinder aus unvollständigen Familien in 
dem Bericht an den Deutschen Bundestag vom 27. März 1975 (Druck- 
sache 7/3438) ausführlich Stellung genommen hat (dort: Teil C, Ab- 
schnitt 3). 

89. Abgeordnete 

Frau 

Benedix-Engler 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
nach der derzeitigen Ausbilder-Eignungsverordnung 
vorgeschriebene pädagogische Schulung für Ausbil- 
der im Einzelhandel — in der Regel Klein- und Mit- 
telbetriebe - angemessen ist, da in diesen Betrieben 
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die tägliche Arbeitszeit der im Betrieb Verantwort- 
lichen und Ausbilder nicht ausreicht, um darüber 
hinaus noch zusätzliche pädagogische Schulungen 
mitzumachen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kuhlwein 
vom 6. Juli 

Die Bundesregierung weiß sich mit allen an der beruflichen Bildung 
Beteiligten darin einig, daß eine berufs- und arbeitspädagogische Quali- 
fizierung der Ausbilder in allen Bereichen der Wirtschaft eine notwen- 
dige Voraussetzung für eine zeitgemäße Berufsausbildung ist. Dieser 
Grundsatz ist auch im Zusammenhang mit der Änderung der Ausbilder- 
eignungsverordnung für die gewerbliche Wirtschaft vom 24. Juni 1982 
(BGBl. I S. 784) von keiner Seite in Frage gestellt worden. 

Die Änderungsverordnung stellt die Ausbilderqualifizierung nicht in 
Frage, sondern läßt angesichts der hohen Nachfrage nach Ausbildungs- 
plätzen zu, daß 

1. Ausbilder, die vor dem 31. Dezember 1984 ohne Unterbrechung fünf 
Jahre oder insgesamt sechs Jahre ohne Beanstandungen ausgebildet 
haben, sich auf Dauer von der Ausbilderprüfung befreien lassen kön- 
nen; 

2. Ausbildungsverhältnisse, die bis zum 31. Dezember 1984 begonnen 
werden, in jedem Fall zu Ende geführt werden können. 

Damit dürften vor allem die aktuellen Probleme der Klein- und Mittel- 
betriebe des Einzelhandels insoweit gelöst sein. Es liegt aber auch im 
wohlverstandenen Interesse des Einzelhandels selbst, daß für ihn keine 
Sonderkonditionen geschaffen werden. Auch im Handwerk, das über- 
wiegend aus Klein- und Mittelbetrieben besteht, ist eine Prüfung der 
Meister in Berufs- und Arbeitspädagogik selbstverständliche Ausbil- 
dungsvoraussetzung. 


90. Abgeordnete 
Frau 

Benedix-Engler 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es für sinnvoll, daß nach 
der derzeitigen Ausbilder-Eignungsverordnung in 
den Betrieben des Einzelhandels unter den genann- 
ten Bedingungen es tatsächlich erforderlich ist, daß 
der Ausbilder dauernd anwesend sein muß, wenn 
eine qualifizierte Ausbüdung sichergestellt werden 
soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Kuhlwein 
vom 6. Juli 


Das Maß des zeitlichen Umfangs, den ein Ausbilder im Ausbildungsbe- 
trieb anwesend sein muß, ist rechtlich nicht festgelegt. § 20 des Berufs- 
bildungsgesetzes, mit dem die persönliche und fachliche Eignung der 
Ausbüder geregelt ist, geht davon aus, daß die Berufsausbildung in einer 
durch ihren Zweck gebotenen Form, planmäßig, sachhch und zeitlich 
gegliedert so durchgeführt wird, daß das Ausbildungsziel in der vorge- 
sehenen Ausbildungszeit erreicht werden kann. Das setzt zwar nicht 
die ununterbrochene, aber doch die überwiegende Anwesenheit eines 
geeigneten Ausbilders in der AusbÜdungsstätte voraus. Das schließt 
nicht aus, daß der Ausbilder (bzw. der selbstausbüdende Betriebsin- 
haber) die Durchführung von Teilaufgaben der Ausbildung unter seiner 
Anleitung Hilfskräften anvertraut, sofern seine Verantwortung für die 
Durchführung und den Ausbildungserfolg dadurch nicht beeinträchtigt 
wird. 

Die Frage also, wieweit ein Ausbilder bei der Ausbildung anwesend ist 
oder seine Aufgaben delegiert, ist eine Frage des Maßes imd kann nur 
im Einzelfall von der zuständigen Stehe, die die Durchführung der Aus- 
bildung zu überwachen hat, entschieden werden. 


Bonn, den 9. Juli 1982 
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